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1. Entſtehung und Weſen der Aufhringungsumlage 


Der Name „Aufbringungsumlage“ ſagt nichts über 
das Weſen der Abgabe. Er iſt nur aus der Ent 
ſtehung der Aufbringungsumlage zu erklären. Er weckt 
Erinnerungen an die Zeiten der Erfüllung des Ver⸗ 
ſailler Diktats. Die Feindſtaaten hatten der In- 
duſtrie Laſten auferlegt. Dieſe Laſten ſollten nicht 
von der Induſtrie allein getragen, ſondern durch die 
geſamte Deut ſche Wirtſchaft „aufgebracht“ 
werden. Der Name „Aufbringungsum lage“! iſt auf 
dieſe Weiſe entſtanden. 


Es iſt gleichzeitig mit einem Geſetz über die Induſtrie— 
belaſtung das Geſetz zur Aufbringung der In⸗ 
duſtriebelaſtung (Aufbringungsgeſetz) bom 
30. Auguſt 1924 erſchienen (RGFBl II S. 269). Dieſes Geſetz 
iſtauchheute noch die geſetzliche Grundlage für 
die Aufbringungsumlage. Nachdem die außenpoli- 
tiſche Aufgabe der Aufbringungsumlage weggefal- 
len war, iſt die Abgabe vorübergehend zur Gewinnung von 
Mitteln für die Entſchuldung der Landwirt⸗ 
ſchaft des Oſtens (Oſthilfe) erhoben worden. Auch 
dieſe Bedeutung der Aufbringungsumlage fiel im 
Jahr 1937 weg. 

Die Reichsregierung entſchloß ſich, wegen des großen 
Finanzbedarfs des Reichs auf die Aufbringungsumlage nicht 
zu verzichten. Es erſchien das Geſetzüber die Weiter⸗ 
erhebung der Aufbringungsumlage vom 
17. Juni 1936 (RG Bl I S. 511). Das Geſetz ermächtigte 
den Reichsminiſter der Finanzen, im Einvernehmen mit dem 
Reichswirtſchaftsminiſter die Weitererhebung der Aufbrin⸗ 
gungsumlage anzuordnen und die erforderlichen Beſtim⸗ 
mungen zu treffen. 


Bemeſſungsgrundlage, 

- Zuſammenrechnung und Zuſammenveranlagung, 
Beſteuerungsgrenze, 

. Steuerſatz und Fälligkeit, 

. Verfahren. 
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Das Ermächtigungsgeſetz führte zum Erlaß der Auf⸗ 
bringung3umlage - Verordnung (Auf br V) 
vom 3. Juli 1937 (RGGBI 1 S. 765, RStl 1937 S. 818). 
Dieſe Verordnung enthält jetzt alle Vorſchriften, 
die für die Aufbringungsumlage von Bedeutung ſind. Es iſt 
nicht erforderlich, außerdem noch die Geſetze 
heranzuziehen. Als es ſich darum handelte, die Aufbrin⸗ 
gungsumlage auch in der Oſtmark und in den 
anderen heimgekehrten Gebieten einzuführen, 
iſt nur die Aufbringungsumlage⸗Verord⸗ 
nung eingeführt worden. Eine Einführung auch der zu⸗ 
grunde liegenden Geſetze war nicht erforderlich. 

Die Aufbringungsumlage iſt jetzt eine reine 
Reichsſteuer. Ihr Aufkommen fließt in die 
Reichs kaſſe (816 AufbrV). Es beſtehen keine Vor⸗ 
ſchriften mehr über eine etwaige beſondere Ver⸗ 
wendung des Aufkommens. Die Aufbringungsumlage 
wird unter den Reichseinnahmen als eine Reichs⸗ 
ſteuer neben der Vermögenſteuer aufgeführt. 

Die Aufbringungsumlage iſt eine Teilvermögen⸗ 
ſteuer mit realſteuerartigem Einſchlag (Hin⸗ 
weis auf das Gutachten des Reichsfinanzhofs vom 16. März 
1933, Bd. 33 S. 18, RStBI 1933 S. 317). Sie trifft nur das 
Betriebsvermögen und von den Betriebsvermögen 
auch nur die großen Betriebsvermögen über 
500 000 RM. 

Der enge Zuſammenhang der Aufbringungs⸗ 
umlage mit der Vermögenſteuer wird jetzt in mehr⸗ 
facher Hinſicht auch äußerlich zum Ausdruck ge⸗ 
bracht. Die Aufbringungsumlage⸗Verordnung ift mit der 
amtlichen Handausgabe des Vermögenſteuergeſetzes 
(S. 29 u. f.) abgedruckt worden. Die jetzige Hauptveranla⸗ 
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gung der Aufbringungsumlage bildet einen Teil der 
Arbeiten, die verwaltungsmäßig unter der Bezeichnung 
„Vermögenſteuerveranlagung 1940“ zuſam⸗ 
mengefaßt werden. Die Vermögenſteuer⸗Richt⸗ 
linien (VSt R) vom 10. Februar 1940 (RStBl 1940 
S. 201) behandeln in den Abſchnitten 69 bis 78 die 
Aufbringungsumlage. 


Die Vorſchriften über die Aufbringungsumlage 
ſind jetzt ganz denen des Vermögenſteuergeſetzes 
und des Reichsbewertungsgeſetzes angepaßt 
worden. Eine Betrachtung der Vorſchriften kann ſich im 
allgemeinen darauf beſchränken, die Abweichungen 
von dem Vermögenſteuerrecht zu behandeln. 


Die Aufbringungsumlage⸗Verordnung 
hat ihren Namen erſt durch eine Anderungsver⸗ 
ordnung vom 22. November 1939 (RGGBl I S. 2271, 
RStBl 1939 S. 1133) erhalten. Sie iſt auch ſonſt durch 
dieſe Verordnung in manchen Punkten geändert worden. 
Die Anderungen ſind aber meiſt geringfügiger Art. 


2. Perſönliche Steuerpflicht 


Die perſönliche Steuerpflicht iſt im allge⸗ 
meinen genau fo geregelt wie bei der Ver mö gen⸗ 
ſteue r. Es wird auch bei der Aufbringungsumlage zwiſchen 
einer unbeſchränkten und einer beſchränkten 
Steuerpflicht unterſchieden. Jeder, der unbeſchränkt 
oder beſchränkt vermögenſteuerpflichtig iſt, iſt 
auch unbeſchränkt oder beſchränkt aufbringungs⸗ 
pflichtig (§s 1 und 2 Aufbr®). 


Eine Einſchränkung erfährt dieſer Grundſatz 
durch die Beſtimmungen über die ſachliche Steuer- 
pflicht. Es wird ſachlich nur der zur Aufbringungs⸗ 
umlage herangezogen, der ein Betriebsvermögen 
von mehrals 500 000 RM hat. 


Die perſönliche Steuerpflicht iſt bei der Aufbringungs⸗ 
umlage in doppelter Hinſicht gegenüber der Ver⸗ 
mögenſteuer erweitert, und zwar 


a) bei den Offenen Handelsgeſellſchaften uſw., 


b) bei den Körperſchaften des öffentlichen 
Rechts. 


Die Offenen Handelsgeſellſchaften, 
Kommanditgeſellſchaften und ähnlichen 
Geſellſchaften, bei denen die Geſellſchafter als Unter: 
nehmer (Mitunternehmer) anzuſehen ſind und die ihre Ge- 
ſchäftsleitung oder ihren Sitz im Inland haben, ſind nicht 
ſelbſt vermögenſteuerpflichtig. Jeder Gejell- 
ſchafter verſteuert feinen Anteil an der Geſellſchaft. 
Die Aufbringungsumlage ſoll die großen Betrieb 8. 
vermögen treffen. Es iſt dazu erforderlich, daß auch die 
Offenen Handelsgeſellſchaften uſw. als geſchloſſene 
Einheiten zu der Abgabe herangezogen werden. Es 
würden ſonſt Ausfälle ſentſtehen, die keine innere Berech⸗ 
tigung haben. 

Beiſpiel: 

Eine Offene Handelsgeſellſchaft hat ein Betriebsvermögen 
von 1 200 000 RM. Es ſind drei Geſellſchafter daran gleich⸗ 
mäßig beteiligt. Es entfällt auf jeden Geſellſchafter ein Be⸗ 
triebsvermögen von 400 000 RM. Würde nur der Anteil des 
einzelnen Geſellſchafters maßgebend ſein, ſo würden die drei 
Geſellſchafter keine Aufbringungsumlage zu entrichten brauchen. 


Die Beſtimmung im § 1 Abſatz 2 ſchreibt deshalb die unbe⸗ 
ſchränkte Aufbringungspflicht für die bezeichneten Ge⸗ 
ſellſchaften vor. Das gilt nur für ſolche Geſellſchaften, 
die ihre Geſchäftsleitung oder ihren Sitz im 
Inland haben, Ausländiſche Offene Handelsgeſell⸗ 
ſchaften oder ähnliche Geſel lſcha ften ſind nicht unbe⸗ 
ſchränkt aufbringungspflichtig. 

Es zeigt ſich in der Erweiterung der Aufbringungs⸗ 
pflicht auf die Offenen Handelsgeſellſchaften uſw. der real⸗ 
ſteuerartige Einſchlag der Aufbringungsumlage. 
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Dieſer iſt auch der Grund für die zweite Erweite⸗ 
rung der perſönlichen Steuerpflicht. Sie bezieht ſich auf 
die inländiſchen Körperſchaften, Stiftungen 
und Anſtalten des öffentlichen Rechts. 


Es unterliegen der Vermögenſteuer von den 
Körperſchaften des öffentlichen Rechts nur die Kredit⸗ 
anſtalten des öffentlichen Rechts (§ 1 Abſatz 1 
Ziffer 2 VSt). Die unbeſchränkte Au fbringungs⸗ 
pflicht ergibt ſich für dieſe ſchon aus ihrer unbe⸗ 
ſchränkten Ver mögenſteuerpflicht (81 Abſatz 1 
AufbrV). Die Vorſchrift im §1 Ab ſatz 3 AufbrV de hut 
die Aufbringungspflicht auf alle inländiſchen Körper⸗ 
ſchaften, Stiftungen und Anſtalten des öffentlichen Rechts 
a us. 


Dieſe Ausdehnung klingt ſehr weitgehend. Sie wird 
durch die Beſtimmungen über die ſachliche Steuerpflicht 
ſehr eingeſchränkt. Die Körperſchaften des öffentlichen 
Rechts unterliegen der Aufbringungsumlage nur mit ihren 
werbenden Betrieben mit einem Vermögen von 
mehrals 500 000 RM (84 Abſatz 3 Ziffer 2 Aufbr V; 
Hinweis auf Abſchnitt 4). 


3. Befreiungen von der perſönlichen Steuerpflicht 


Die Befreiungsvorſchriften ſind im SE 
Aufbr® enthalten. Sie weichen äußerlich ziemlich 
ſtark von denen des 83 VSt G ab. Eine genauere Prü⸗ 
fung zeigt aber, daß in den Befreiungen eine weit 
gehende Üübereinſtimmung zwiſchen der Aufbrin⸗ 
gungsumlage und der Vermögenſteuer beſteht. 


83 Ziffer 1 führt als befreit die Deutſche Rei ch s⸗ 
poſt, die Deutſche Reichsbahn, das Unternehmen 
„Reichsautobahnen“, die Monopolverwal⸗ 
tungen des Reichs und die ſtaatlichen Lotterie 
unternehmen auf. Das Vermögenſteuergeſetz brauchte 
die Befreiung dieſer Unternehmen nicht beſonders auszu⸗ 
ſprechen. Sie gehören nicht zu den Kreditanſtalten des 
öffentlichen Rechts und kommen für die Vermöge n⸗ 
ſteuer überhaupt nicht in Betracht. Die Befrei⸗ 
ung mußte dagegen für die Aufbringungsum⸗ 
lage ausdrücklich angeordnet werden. 


Die Ziffern 2 und 3 des 83 Aufbr ſtimmen 
wörtlich mit den Ziffern 1 und 7 des § 3 StG 
überein. 


Es hat zunächſt den Anſchein, als ob die Befreiungsvor⸗ 
ſchriften der Ziffern 2 bis 6 des 83 BSG für die Auf⸗ 
bringungsumlage fehlten. Es handelt ſich jedoch bei den 
Ziffern 2, 4,5 und 6nicht um völlige Befrei⸗ 
ungen von der perſönlichen Steuerpflicht. Die Körper⸗ 
ſchaften, die in den bezeichneten Ziffern erwähnt ſind, ſind 
nicht mit ihremganzen Vermögen, ſondern nur mit 
einem Teil ihres Vermögens unter beſtimmten 
Vorausſetzungen befreit. Die Befreiungsvorſchriften be⸗ 
treffen die Staatsbanken, die Sparkaſſen, die 
Hauberggenoſſenſchaften u. dgl. und die ge⸗ 
meinnützigen, mildtätigen und kirchlichen 
Körperſchaften. Es handelt ſich inſoweit nicht um 
perſönliche Steuerbefreiungen, ſondern um 
ſachliche Steuerbefreiungen. Die Aufbringungs⸗ 
umlage⸗Verordnung führt die fachlichen Befreiungen im 8 5 
auf. Es ſind dort die Betriebsvermögen der im 83 Abſatz 1 
Ziffern 2, 4 bis 6 VSt bezeichneten Unternehmen als 
befreit aufgeführt, ſoweit ſie von der Vermögenſteuer 
befreit ſind. 


Nur die Befreiungsvorſchrift der Ziffer 3 des 8 3 
TSG fehlt für die Aufbringungsumlage. Es handelt ſich 
um Kapitalgeſellſchaften, deren Anteile aus⸗ 
ſchließlich einer Gebietskörperſchaft (dem Reich, 
einem Land, einer Gemeinde, einem Gemeindeverband oder 
einem Zweckverband) gehören und deren Erträ ge 
ausſchließlich den Gebietskörperſchaften zu⸗ 
fließen. Die Aufbringungsumlage-Verordnung weicht 
inſoweit bewußt von dem Vermögenſteuergeſetz ab. Die 
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bezeichneten Unternehmen find aufbringungspflid- 
tig, obwohl fie von der Vermögenſteuer be⸗ 
freit ſind. 

Dieſe Regelung hängt zuſammen mit der Erfaſſung der 
werbenden Betriebe. Die Aufbringungspflicht der bezeichneten 
Unternehmen iſt aber nicht etwa davon abhängig, 
ob es ſich dabei um werbende Betriebe handelt. Die 
unbeſchränkte Aufbringungspflicht ergibt ſich aus 81 Ab⸗ 
Tat 1 Aufbr® und aus dem Fehlen einer Befreiungsvor⸗ 
ſchrift. Der Begriff „werbende Betriebe“ ſpielt dagegen 
nur inſoweit eine Rolle, als die Aufbringungspflicht 
der Körperſchaften des öffentlichen Rechts durch 8 1 Wb- 
dens f gegenüber der Vermögenſteuer erweitert wor⸗ 

en iſt. 

Im 83 Ziffer 3 Aufbr find die rechtsfähigen Pen⸗ 
ſionskaſſen und ſonſtigen Hilfskaſſen für 
Fälle der Not und Arbeitsloſigkeit aufgeführt. Es gelten für 
dieſe Kaſſen die gleichen Ubergangsbeſtimmungen 
wie bei der Vermögenſteuer (Abſchnitt 71 VStgz). 

Die Befreiungen von der perſönlichen Steuerpflicht 
werden durch 88 Ziffer 4 AufbrV gegenüber der Vermögen⸗ 
ſteuer erweitert hinſichtlich der ſogenannten Halt e⸗ 
geſellſchaften, das ſind die Kapitalgeſellſchaften, die 
nur Aktien oder andere Anteile an aufbrin⸗ 
gungspflichtigen Geſellſchaften halten. 

Eine Befreiung der Haltegeſellſchaften wird ſich oft 
ſchon ſachlich dadurch ergeben, daß die Schachtel⸗ 
beteiligungen nicht angeſetzt werden (8 60 RBewG, 
§.52 RBewꝰe und Abſchnitt 16 VStR). Es werden aber 
für die Aufbringungsumlage die Haltegeſellſchaften auch 
inſoweit befreit, als die Voraus ſetzungen für den 
Nichtanſatz der Schachtelbeteiligung nicht erfüllt ſind, 
3. B. die Beteiligung weniger als ein Viertel ausmacht. 

Eine Geſellſchaft, die in die Betriebsführung 
oder in die Geſchäftsführung von Untergeſellſchaften 
eingreift, iſt keine Haltegeſellſchaft (Hinweis 
auf das Rö H⸗Urteil vom 22. Februar 1929, R Stel 1929 
S. 190). Es ſind nur ſolche Geſellſchaften befreit, die nur 
Aktien oder andere Anteile an aufbringungs⸗ 
pflichtigen Geſellſchaften beſitzen. Der Beſitz von anderen 
Wirtſchaftsgütern, z. B. von Guthaben, ſchließt 
1 in der Regel aus (Hinweis auf Abſchnitt 72 

tR). 


4. Sachliche Steuerpflicht 

Die weſentlichſte Abweichung von der Ver- 
mögenſteuer beſteht bei der ſachlichen Steuerpflicht. 
Es unterliegen der Vermögenſteuer das Geſamt⸗ 
vermögen und bei beſchränkt Steuerpflichtigen das ganze 
Inlandsvermögen. Der Aufbringungsum⸗ 
lage wird nur das Betriebsvermögen unterworfen 
(8.4 Abſätze 1 und 2 AufbrV). Die unbeſchränkte Auf⸗ 
bringungspflicht erſtreckt ſich auf das inländiſche und 
auf das ausländiſche Betriebsvermögen. Die be⸗ 
ſchränkte Aufbringungspflicht erfaßt nur das inlän- 
diſche Betriebsvermögen. 

Betriebsvermögen iſt alles, was nach dem 
Reichsbewertungsgeſetz Betriebsvermögen iſt (8 4 
Abſatz 3 Ziffer 1 Aufbrv). Abweichungen ergeben ſich 
nur inſoweit, als ſie durch die Beſtimmungen über die Be⸗ 

reiung von der ſachlichen Aufbringungs⸗ 
pflicht veranlaßt ſind (Hinweis auf Abſchnitt 5). 

Der Begriff des aufbringungspflichtigen Betriebsver⸗ 
mögens erfährt gegenüber dem Reichsbewertungsgeſetz eine 
Erweiterung hinſichtlich der werbenden Be⸗ 
triebe. Betriebsvermögen iſt bei den Körperſchaften des 
öffentlichen Rechts, die § 1 Abſatz 3 AufbrV gemäß unbe⸗ 
ſchränkt aufbringungspflichtig ſind, das Vermögen, 
das einem werbenden Betrieb gewidmet iſt. 

Der Begriff der werbenden Betriebe ſpielt keine 
Rolle bei ſolchen Körperſchaften, die unbeſchränkt 
vermögenſteuerpflichtig find und deshalb ſchon 
nach § 1 Abſatz 1 AufbrV der unbeſchränkten Aufbrin— 


gungspflicht unterliegen. Es gehören dazu die Kredit⸗ 
anſtalten des öffentlichen Rechts (8 1 Abſatz 1 
Ziffer 2f VSt). Es find auch die Unternehmen zu 
nennen, deren Anteile ausſchließlich Gebietskörper . 
ſchaften gehören und deren Erträge ausſchließlich 
dieſen Körper ſchaften zufließen ($ 3 Abſatz 1 
Ziffer 3 VStG, Hinweis auf Abſchnitt 3). Die bezeichneten 
Körperſchaften find 8 1 Abſatz 1 AufbrV gemäß unbe- 
ſchränkt aufbringungspflichtig. Es hat für ihre Aufbrin⸗ 
gungspflicht keine Bedeutung, ob ihr Unternehmen 
ein werbender Betrieb iſt oder nicht. 


Werben de Betriebe ſind Betriebe, die nach geſetz⸗ 
licher Vorſchrift oder nach allgemeinen finanzwirtſchaftlichen 
Grundſätzen in der Weiſe zu führen ſind, daß durch 
die Einnahmen mindeſtens die Ausgaben 
gedeckt werden. Es iſt belanglos, ob der Erfolg 
der Deckung der Ausgaben durch die Einnahmen im ein⸗ 
zelnen Fall tatſächlich erreicht wird (8 4 Abſatz 3 
Ziffer 2 Abſatz 2 AufbrV). 


Erläuterungen zu dem Begriff der werbenden Betriebe 
enthält der Abſchnitt 70 VSt R. Als werbende Be⸗ 
triebe werden ins beſondere bezeichnet: 


a) Bergwerke, Salinen, Steinbrüche und ſonſtige Betriebe 
zur Gewinnung von Bodenſchätzen, außerdem Ziegeleien, 
Hütten und dergleichen; 

b) Verkehrsbetriebe (Kleinbahnen, Straßenbahnen, Hoch⸗ 
und Untergrundbahnen, Kraftwagenbetriebe, Hafenbe⸗ 
triebe, Lagerhäuſer, Meßgebäude und dergleichen); 

c) Anſtalten zur Verſorgung mit Waſſer, Gas, Kraft, Licht 
und Wärme; 

d) ſonſtige gewerbliche Betriebe (Verſorgung von Lebens⸗ 
und Genußmitteln, Fabriken, Mühlen, Molkereien, 
Brauereien, Zeitungen, Druckereien, Bäderverwaltungen 
und dergleichen). 


Ein Zuſchußbetrieb, der auf abſehbare Zeit nicht 
in der Lage iſt, ſeine Ausgaben durch die Einnahmen zu 
decken, iſt kein werbender Betrieb (Hinweis auf 
das RFH-Urteil vom 26. April 1934, RStBl 1934 S. 613). 


Die Beſtimmungen über die Befreiung von Unter⸗ 
nehmungen, die ausſchließlich und unmittelbar gemein⸗ 
nützigen oder mildtätigen Zwecken dienen, ſind 
auch auf die werbenden Betriebe anzuwen⸗ 
den (§ 5 Ziffer 1 Schlußſatz Aufbr®). 


Es find nicht zu der Aufbringungsumlage heran- 
zuziehen (Abſchnitt 70 Abſätze 3 und 4 VStR): 


a) Veranſtaltungen, die der allgemeinen Wohl- 
fahrt dienen (Kranken- und Siechenhäuſer, Erholungs-, 
Alters- und Kinderheime, Sport⸗ und Spielplätze, Volks⸗ 
bäder, Schlacht und Viehhöfe, Desinfektionsanſtalten, 
bakteriologiſche Unterſuchungsanſtalten und dergleichen); 

b) Veranſtaltungen, die der Wiſſenſchaft, Kun ſt un d 
ſonſtigen Bildungszwecken dienen (Univerfi- 
täten, Hochſchulen und alle anderen Schulen, Büchereien, 
Volksleſehallen, Muſeen, Theater, Orcheſter und der⸗ 
gleichen); 

c) Veranſtaltungen, die wirtſchaftlichen Bedürf⸗ 
niſſen überwiegend der minderbemit⸗ 
telten Bevölkerung dienen ſollen und infolge 
dieſer Zweckbeſtimmung in ihrer Ertragsfähigkeit be⸗ 
ſchränkt ſind (Leihhäuſer und dergleichen); 

d) Friedhofsverwaltungen, öffentliche Beſtat⸗ 
tungsinſtitute, Krematorien, Kanaliſationsun⸗ 
ternehmungen, Anſtalten für Unratabfuhr 
und Kadaververnichtungsanſtalten; 


e) die Träger der Reichs verſicherung. 


5. Befreiungen von der ſachlichen Steuerpflicht 
Die Befreiungen von der ſachlichen Auf⸗ 


bringungspflicht find im § 5 AufbrV k aufgeführt. Es 
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werden in Ziffer 1 zunächſt die Befreiungen erwähnt, die 
das Vermögenſteuergeſetz als Ausnahmen von der 
perſönlichen Steuerpflicht im 8 3 aufführt, die 
aber in Wirklichkeit ſachliche Befreiungen ſind. Die 
ſachliche Befreiung von der Aufbringungspflicht würde für 
das Betriebsvermögen der Staatsbanken, der Sparkaſſen, 
der Hauberggenoſſenſchaften uſw. und der gemeinnützigen, 
mildtätigen oder kirchlichen Körperſchaften au cho hne 8 5 
Ziffer 1 AufbrV eintreten. Die von der Vermögen⸗ 
ſteuer befreiten Teile gehören nicht zum Betriebs⸗ 
vermögen ($ 59 Ziffer 1 R BewG). Aufbringungspflich⸗ 
tiges Betriebsvermögen iſt das Betriebsvermögen im Sinn 
des Reichsbewertungsgeſetzes (8 4 Abſatz 3 Ziffer 1 Aufbr o). 
Die Beſtimmung im § 5 Ziffer 1 Aufbre dient lediglich der 
Klarſtellung. 


Es gelten weitere Befreiungen: 


a) für die land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Be⸗ 
triebsgrundſtücke, 


b) für die Anteile an Offenen Handelsgeſell⸗ 
ſchaften uſw., 


e) für die freien Berufe, 


d) für die Seeſchiffahrt, für die Binnenſchiff⸗ 
fahrt und für den Luftverkehr. 


Der Grundbeſitz, der ohne die Zugehörigkeit zu 
einem gewerblichen Betrieb einen land- und forſt⸗ 
wirtſchaftlichen Betrieb bilden würde, iſt von der 
ſachlichen Aufbringungspflicht befreit 8 Ziffer 2 
AufbrV). Beiſpiel: Der landwirtſchaftliche Betrieb einer 
Konſervenfabrik. 


Die Anteile an aufbringungspflichtigen Offenen 
Handelsgeſellſchaften, Kommandit⸗ 
geſellſchaften und ähnlichen Geſell⸗ 
ſchaften, bei denen die Geſellſchafter als Unter⸗ 
nehmer (Mitunternehmer) anzuſehen ſind, unterliegen nicht 
der ſachlichen Aufbringungspflicht (8 5 Ziffer 3 Aufbr). 
Dieſe Befreiung war erforderlich, weil die bezeichneten G e; 
ſellſchaften ſelbſt aufbringungspflichtig 
ſind (Hinweis auf Abſchnitt 2). Es ſind die Anteile an 
allen Geſellſchaften befreit, deren perſönliche 
Aufbringungspflicht 81 Abſatz 2 Aufbry gemäß 
beſteht. Es iſtunerheblich, ob die Geſellſchaft wirk⸗ 
lich zur Aufbringungsumlage heran gezogen wird, ins 
beſondere ob ihr Vermögen die Beſteuerungsgrenze (8 9) 


von 500 000 RM überfchreitet, Die unbeſchränkte perſönliche 


Aufbringungspflicht beſteht bloß bei inländiſchen Ge⸗ 
ſellſchaften. Es gilt deshalb die Befreiung nur für 
Anteile an inländiſchen Geſellſchaften. An⸗ 
teile an ausländiſchen Offenen Handelsgeſellſchaften 
und ähnlichen Geſellſchaften ſindaufbringungs⸗ 
pflichtig. Iſt aber eine ſolche ausländiſche Geſellſchaft 
beſchränkt aufbringungspflichtig, jo gilt die 
Befreiung des Anteils für den Teil, der auf das 
inländiſche Betriebsvermögen entfällt. Der 
Teil, der auf das ausländiſche Betriebsvermö⸗ 
gen einer beſchränkt aufbringungspflichti⸗ 
gen Geſellſchaft entfällt, iſt aufbringungs⸗ 
pflichtig (5 5 Ziffer 3 Satz 2 Aufbr®). Ein Beiſpiel 
dazu iſt im Abſchnitt 73 VSt enthalten. 


Die Befreiung der freien Berufe (8 5 Ziffer 4 
Aufbr) wird meiſt ſchon dadurch eintreten, daß die Be⸗ 
ſteuerungsgrenze von 500 000 RM nicht überſchritten wird. 
Die ausdrückliche Befreiung kann für das Krankenhaus eines 
Arztes oder für ähnliche Unternehmungen Bedeutung haben. 


Die Betriebe, deren Gegenſtand die Seeſchiffahrt, 
die Binnenſchiffahrt oder der Luftverkehr iſt, 
find nicht ganz, ſondern nur zur Hälfte von der Auf⸗ 
bringungspflicht befreit. Das Vermögen, das einem ſolchen 
Gegenſtand gewidmet iſt, wird nur mit dem halben Wert 
der Aufbringungsumlage zugrunde gelegt. Dieſe Vorſchrift 
gilt auch für werbende Betriebe, z. B. für Häfen. 


6. Bemeſſungsgrundlage 
Es wird der Einheitswert zugrunde gelegt: 
a) für inländiſche gewerbliche Betriebe, 


b) für den inländiſchen Teilausländiſcherge— 
werblicher Betriebe. 


Auszuſcheiden ſind die Vermögensteile, 
die von der Aufbringungsumlage, nicht aber 
auch von der Vermögenſteuer befreit ſind. Das ſind die 
im § 5 Ziffern 2 bis 5 AufbrW aufgeführten Ver: 
mögenswerte (Hinweis auf Abſchnitt 5). Die Ausſcheidung 
darf ſich nicht auf die Beſitzpoſten beſchränken. 
Schulden und Laſten, die mit befreiten Wirtſchafts⸗ 
gütern in wirtſchaftlichem Zuſammenhang 
ſtehen, find dem Einheitswert hin zuzure chnen. Sind 
die Schulden und Laſten etwa bei der Einheitsbewertung 
ſchon nicht abgezogen worden, ſo unterbleibt die Zurechnung 
(3 6 Abſatz 1 Satz 2 Aufbr®, Abſchnitt 75 Abſatz 2 VEN). 
Beiſpiel: 

Der Einheitswert der Aktiengeſellſchaft A beträgt 
1.009 00 RM. Es iſt darin eine Kommanditeinlage bei der 
inländiſchen Kommanditgeſellſchaft B mit 300 000 RM ent⸗ 
halten. Die Aktiengeſellſchaft A iſt einen Teil des zum Erwerb 
der Kommanditbeteiligung erforderlichen Kaufpreiſes, nämlich 
100 000 RM, ſchuldig geblieben. 

Beteiligungen an inländiſchen Perſonengeſell⸗ 
ſchaften find $ 5 Ziffer 3 Aufor® gemäß bei der Veranlagung 
des Geſellſchafters zur Aufbringungsumlage micht anzu⸗ 
ſetzen. Es iſt deshalb vom Einheitswert (1000 000 NM) der 
Wert der Kommanditeinlage (300 000 RM) abzuſetzen. 
Hinzuzuſetzen iſt die mit dieſem aufbringungsbefreiten 
Wirtſchaftsgut in wirtſchaftlichem Zuſammenhang ſtehende 
Kaufpreisſchuld (100000 RM), vorausgeſetzt, daß dieſe 
Schuld bei der Ermittlung des Einheitswerts bereits abgeſetzt 
iſt. Der Wert, der der Veranlagung der Aktiengeſellſchaft A 
zur Aufbringungsumlage zugrunde zu legen iſt, beträgt 
800 C000 RM. 


Ein Einheitswert wird ſehr oft au ch Schon für 
die werbenden Betriebe beſtehen. Dieſe unterliegen 
meiſt als Gewerbebetriebe der Gewerbeſteuer 
(Hinweis auf $ 1 Dritte GewSt). Es iſt dann zur Er⸗ 
mittlung des Gewerbekapitals für das Betriebsver— 
mögen ein Einheitswert feſtgeſtellt worden. Iſt 
das nicht geſchehen, ſo iſt ein Einheitswertfür die 
Zwecke der Aufbringungsumlage feſtzuſtellen. 
Die Feſtſtellung des Einheitswerts bildet dann einen Be⸗ 
ſtandteil der Veranlagung zur Aufbrin⸗ 
gungsumlage. Die von der Aufbringungsumlage be⸗ 
freiten Vermögensteile und die damit zuſammen⸗ 
hängenden Schulden und La ſten find auch bei den 
werbenden Betrieben aus dem Vermögen aus- 
zuſcheiden. 


Ter Einheitswert umfaßt bei inländiſchen gewerblichen 
Betrieben auch den Teil, der auf ausländiſche Be⸗ 
triebſtätten entfällt. Es wird durch die Zugrunde— 
legung des Einheitswerts auch der ausländiſche 
Teil des Vermögens mit erfaßt. Eine Aus: 
nahme beſteht inſoweit, als mit ausländiſchen Staaten 
Doppelbeſteuerungsverträge abgeſchloſſen wor⸗ 
den find. Die ausländiſchen Teile gehören dann ni cht zum 
Betriebsvermögen (8 59 Ziffer 1 RBewGg). Sie 
werden der Vermögenſteuer und der Aufbringungsumlage 
nicht unterworfen. 


Es kommt vor, daß ein unbeſchränkt Aufbringungs⸗ 
pflichtiger einen gewerblichen Betrieb hat oder an einem 
ſolchen beteiligt iſt, der ganz im Ausland liegt. Es 
beſteht dann für einen ſolchen Betrieb kein Einheits⸗ 
wert. Der Wert iſt nach den Vorſchriften des Erſten Teils 
des Reichsbewertungsgeſetzes zu ermitteln ($ 26 
RBEWG und § 6 Abſatz 3 Aufbr). Er iſt in der Regel 
fürdie Zwecke der Vermögen ſteuer ſchonfeſt⸗ 
geſtellt. 
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7. Zuſammenrechnung und Zuſammenveranlagung 


Die 88 7 und 12 AufbrV behandeln die Zuſammen— 
rechnung und die Zuſammenveranlagung. Die 
Zuſammenrechnung hat dabei einen doppelten Sinn. 

Es werden alle Betriebe eines Steuerpflichtigen 
für die Heranziehung zur Aufbringungsumlage zuſammen⸗ 
gerechnet. Die Summe des aufbringungspflichtigen Be⸗ 
triebsvermögens eines Steuerpflichtigen „unterliegt als 
Ganzes der Aufbringungsumlage. Die einzelnen 
Vermögenswerte ſind vor der Zuſammenrechnung 
nach den Vorſchriften des Reichsbewertungsgeſetzes (§ 25) 
auf Bol: 100 RM nach oben und nach unten abzu« 
runden. 


Eine Ausnahme von dieſer Zuſammenrechnung be— 
ſteht für die werbenden Betriebe. Es werden nicht 
alle aufbringungspflichtigen Unternehmungen einer Körper⸗ 
ſchaft, z. B. das Waſſerwerk und das Gaswerk einer Ge— 
meinde, zuſammengerechnet. Jedes einzelne Unter⸗ 
nehmen iſt ſelbſtändig heranzuziehen. 

Die zweite Bedeutung der Zuſammenrechnung iſt die 
gleiche, wie ſie nach 
dem Vermögenſteuergeſetz beſteht. Das Vermögen von Ehe⸗ 
gatten wird zuſammengerechnet, wenn beide Ehegatten 
unbeſchränkt ſteuerpflichtig ſind und nicht dauernd getrennt 
leben. Das Vermögen von Eltern und Kindern wird 
zuſammengerechnet, wenn die Vorausſetzungen des § 11 
VStch gegeben find. Die Aufbringungsumlage⸗Verordnung 
ſpricht nur von Kindern. Das Vermögenſteuergeſetz kennt 
eine Zuſammenrechnung für Kinder und andere An- 
gehörige. Die Zuſammenrechnung muß auch für die 
Aufbringungsumlage auf die anderen Angehöri— 
gen ausgedehnt werden (Abſchnitt 78 VSt). Wegen 
der Vorausſetzungen für die Zuſammenrechnung 
a auf § 11 Abſatz 2 VSt und auf Abſchnitt 67 
VER. 


Die zuſammen veranlagten Aufbringungspflichtigen 
haften für die Aufbringungsumlage als Geſamt⸗ 
ſchuldner (87 StAnpG). 


8. Beſteuerungsgrenze 


Die Aufbringungsumlage wird nur von den großen 
Betriebsvermögen erhoben. Es muß der Betrag von 
500 000 RM überſchritten fein. Es iſt dabei das Be⸗ 
triebsbermögen zugrunde zu legen, das ſich nach Vor— 
nahme aller Ansſcheidungen und nach der 
Zuſammenrechnung aller Betriebe ergibt. 
Beiſpiel: 

Ein Steuerpflichtiger hat zwei gewerbliche Betriebe. Die 
Einheitswerte betragen 270000 RM und 240 000 RM. Es 
ſind keine Ausſcheidungen vorzunehmen. Der Steuerpflichtige 


unterliegt mit der Summe der Einheitswerte von 510 000 RM 
der Aufbringungsumlage. 


Es iſt von dem feſtgeſtellten Einheitswert 
auszugehen. Dieſer iſt ſtets auf volle 100 RM nach oben 
oder unten abgerundet (8 25 RBewch). Es kann ſich 
für die Aufhringungsumlage eine nicht abgerundete 
Zahl durch Aus ſcheidungen ergeben. Die Bemeſſungs⸗ 
grundlage wird auf volle 1000 RM nad oben oder 
unten abgerundet (& 8 Aufbro). 


Für die Beſteuerungsgrenze von 800 000 RM ift der 
nicht abgerundete Betrag maßgebend. 
Beiſpiel: . 

Der Einheitswert des Betriebsvermögens beträgt 655 300 
RM. Es iſt darin ein Anteil an einer Kommanditgeſellſchaft 
im Wert von 155 250 RM enthalten. Dieſer Anteil iſt auszu⸗ 
ſcheiden. Es verbleibt ein Reſt von 500 050 RM. Dieſer Be⸗ 
trag überſteigt die Grenze von 500000 RM. Eine Auf: 
bringungsumlage iſt zu erheben. Die Bemeſſungsgrundlage 
iſt für die Erhebung auf 500 000 RM abzurunden. 


Die Bezeichnung des Betrags von 500 000 RM als Be⸗ 
ſteuerungsgrenze bringt zum Ausdruck, daß es 
ſich um eine ſtarre Grenze handelt. Bleibt das Ver⸗ 
mögen unter der Grenze, jo iſt es ganz von der Auf— 


dem Reichsbewertungsgeſetz und nad). 


bringungsumlage frei. Überſteig t es die Grenze, ſo iſt 
das ganze Vermögen der Aufbringungsumlage unter⸗ 
worfen. Eine ähnliche Beſteuerungsgrenze gibt es im Ver⸗ 
mögenſteuerrecht noch für die Vermögenſteuer der 
Körperſchaften, die nicht Kapitalgeſell⸗ 
ſchaften find ($ 6 Abſatz 2). Die Grenze beträgt dort 
10 000 RM. f 

Freibeträge oder ſonſtige Vergünſtigun⸗ 
gen in der Berechnungsweiſe ſind der Aufbringungsumlage 
unbekannt. 


9. Steuerſatz und Fälligkeit 


Der Steuerſatz wechſelte bei der Aufbringungsumlage 
früher jährlich nach dem Bedarf. Es beſteht jetzt ein feſter 
Steuerſatz von jährlich 4 v. T. (§ 10 AufbrV). 

Die Vermögenſteuer iſt im allgemeinen in vier 
Teilbeträgen am 10. Mai, 10. Auguſt, 10. November 
und 10. Februar zu entrichten. Bei der Aufbrin gungs⸗ 
umlage gibt es nur zwei Teilbeträge am 
10. Auguſt und am 10. Februar. 


Die Beſtimmungen über die Vorauszahlungen 
und über ihre Abrechnung ſind die gleichen wie bei der Ver⸗ 
mögenſteuer. 


10. Verfahren 


Die Aufbringungsumlage wird in der 
gleichen Weiſe veranlagt wie die Vermögen⸗ 
ſteuer. Es gibt eine Hauptperanlagung, eine 
Neuveranlagung und eine Nachveranlagung 
(F 11 Aufbro). 


Auch für den Wegfall der Steuerpflicht 
gelten die gleichen Beſtimmungen wie bei der Vermögen⸗ 
ſteuer. Die Steuer wird bis zum Schluß des Rech⸗ 
nungsjahrs erhoben, deſſen Beginn in das Kalender⸗ 
jahr fällt, in dem die Steuerpflicht erloſchen oder der Be⸗ 
freiungsgrund eingetreten iſt ($ 15 VSt). Das Finanz⸗ 
amt hat auf Antrag durch ſchriftlichen Beſcheid 
auszuſprechen, von wann ab die Steuer nicht mehr zu ent⸗ 
richten iſt (8 226 Abſatz 1 AO). 


Die Grenzen für die Vornahme einer Neuver⸗ 
anlagung waren früher im § 11 Aufhr® zwar überein⸗ 
ſtimmend mit § 13 VG, aber doch ſelbſtändig geregelt 
worden. Das iſt durch die Verordnung vom 22. November 
1939 (Hinweis auf Abſchnitt 1) beſeitigt worden. Es iſt jetzt 
§ 13 VSt für entſprechend anwendbar erklärt 
worden. 

Es findet zurzeit eine Hau ptveran La gung 
der Aufbringungsumlage gleichzeitig mit der der Vermögen⸗ 
ſtener nach den Verhältniſſen vom 1. Januar 1940 
ſtatt. Dieſe Hauptveranlagung wirkt auf die Aufbringungs⸗ 
umlage genau wie auf die Vermögenſteuer ab 1. April 

940. 


Die Beſtimmungen des § 15 AufbrV über die Abgabe 
einer Vermögenserklärung haben nur für ſolche 
werbenden Betriebe Bedeutung, für die kein Ein⸗ 
heitswert für die Zwecke der Gewerbeſteuer feſtgeſtellt wird. 
Es beſteht für die werbenden Betriebe eine beſondere 
Erklärungspflicht nur, wenn ihr Vermögen den 
Betrag von 500 000 RMüberſteigt. Ein werbender 
Betrieb, der vom Finanzamt zur Abgabe einer Erklärung 
aufgefordert wird, iſt auch dann verpflichtet, der Aufforde⸗ 
rung nachzukommen, wenn ſein Vermögen den Betrag von 
500 000 RM nicht überſteigt. 

§ 15 Abſatz 2 Aufbr® enthält für die Vermögens⸗ 
erklärung der werbenden Betriebe eine beſondere Friſt. 
Die Erklärung ſollſſpäteſtens am 31. Mai des Jahrs 
des Veranlagungszeitpunkts abgegeben werden. Dieſe Friſt 
hat keine große Bedeutung. Die werbenden Betriebe werden 
in der Regel bereits im Februar 1940 zur Einreichung einer 
Vermögenserklärung aufgefordert worden fein. Es iſt dann 
die Friſt maßgebend, die für fie bei der Aufforde⸗ 
rung feſtgeſetzt worden iſt. 
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Steuerliche Behandlung der treuhänderisch 
verwalteten Betriebe in den eingegliederten Ostgebieten 


Von Regierungsrat Dr. Steinweg, Berlin, Reichsfinanzministerium 


Inhalt: 


Einführung, 
„Kommiſſariſch verwaltete Gewerbebetriebe, 
„Offentlich bewirtſchaftete land⸗ und forſtwirtſchaftliche Betriebe, 
a) Offentliche Bewirtſchaftung durch die Oſtland, 
b) Öffentliche Bewirtſchaftung durch den Reichsforſtmeiſter, 
e) Betriebe des ehemaligen polniſchen Staates und der Ge⸗ 
bietskörperſchaften in den eingegliederten Oſtgebieten, 
4. Gewerbliche und land⸗ und forſtwirtſchaftliche Betriebe als 
Zweckvermögen, 
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1. Einführung 


Das deutſche Einkommenſteuerrecht iſt in den 
eingegliederten Oſtgebieten durch die Dritte Verordnung 
zur Einführung ſtenerrechtlicher Vorſchriften in den ein— 
gegliederten Oſtgebieten vom 10. Januar 1940 (RGBl I 
S. 211, RStBl 1940 S. 133) eingeführt worden. Dieſe Ver⸗ 
ordnung wird im folgenden kurz als „Dritte Einfüh- 
rungsverordnung“ bezeichnet. 

Zur Dritten Einführungsverordnung ſind die Rund— 
erlaſſe vom 10. Februar 1940 S 2300 — Pol 22 III (RStBl 
1940 S. 265) und vom 20. März 1940 S 2300 — Pol 4 III 
(RSS 1940 S. 345) ergangen. 

Das deutſche Körperſchaftſteuerrecht iſt in 
den eingegliederten Oſtgebieten durch die Vierte Verordnung 
zur Einführung ſteuerrechtlicher Vorſchriften in den ein⸗ 
gegliederten Oſtgebieten vom 24. Februar 1940 (RGB I 
S. 418, RStBl 1940 S. 289) eingeführt worden. Dieſe Ver⸗ 
ordnung wird kurz als „Vierte Einführungsverordnung“ 
bezeichnet. 

Zur Vierten Einführungsverordnung iſt der Rund— 
erlaß vom 13. März 1940 S 2400 — 15 III (RStBl 1940 
S. 325) ergangen. 

Eine Einkommenſtenerveranlagung und eine Körper⸗ 
ſchaftſteuerveranlagung nach den Vorſchriften des Reichs- 
rechts findet in den eingegliederten Oſtgebieten für das Ka⸗ 
lenderjahr 1939 nicht ſtatt. Die erſtmalige Veranla⸗ 
gung nach dem neuen Recht wird im Frühjahr 1941 für den 
Veranlagungszeitraum 1940 durchgeführt tver- 
den. Es ſind jedoch ſchon jetzt Voraus zahlungen auf 
die Einkommenſteuer 1940 und auf die Körperſchaftſteuer 
1940 feſtzuſetzen und zu entrichten. Hinweis auf die oben 
bezeichneten Vorſchriften und Verwaltungsanordnungen. 

Die Feſtſetzung dieſer Vorauszahlungen bereitet manche 
Schwierigkeit, insbeſondere bei den Vermögens⸗ 
werten, die treuhänderiſch verwaltet werden. Es 
ſind für viele Gewerbebetriebe in den eingeglieder⸗ 
ten Oſtgebieten kommiſſariſche Verwalker ein- 
geſetzt worden. Auch ein großer Teil des Hausbeſitzes 
in dieſen Gebieten wird kommiſſariſch verwaltet. Die 
meiſten land und forſtwirtſchaftlichen Betriebe 
in den eingegliederten Dftgebieten werden öffentlich 
bewirtſchaftet und zum Teil von Betriebs- 
leitern verwaltet. 

Der Reichsminiſter der Finanzen hat in zwei Rund⸗ 
erlaſſen Richtlinien für eine gleichmäßige ſteuerliche 
Behandlung der gewerblichen und der land⸗ und forſtwirt⸗ 
ſchaftlichen Betriebe und ihrer Verwalter (Betriebsleiter) 
gegeben. Es ſind das 


1. der Runderlaß vom 27. Juni 1940 8 
betreffend: Steuerliche Behandlung der kommi ſſa⸗ 
riſch verwalteten Gewerbebetriebe und 
ihrer Verwalter in den eingegliederten Oſtgebieten. 
Dieſer Runderlaß iſt im Reichsſteuerblatt 1940 S. 633 
veröffentlicht worden; 


2300 — 738 III, 


5. Höhe der Körperſchaftſteuer 1940 bei den Zweckbermögen, 
a) Steuerſätze bei den gewerblichen Zweckvermögen, 
b) Steuerſätze bei den land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Zweck⸗ 
vermögen, 
Bemeſſung der Vorauszahlungen, 
Entrichtung der Vorauszahlungen, 
Steuerliche Behandlung der kommiſſariſchen Verwalter, 
Steuerliche Behandlung der Betriebsleiter. 


9 N u > 


2. der Runderlaß vom 10. Auguſt 1940 S 2300 — 800 III, 
betreffend: Steuerliche Behandlung der öffentli ch 
bewirtſchafteten land⸗ und forſtwirt⸗ 
ſchaftlichen Betriebe und ihrer Betriebs- 
leiter in den eingegliederten Oſtgebieten. Dieſer 
Runderlaß iſt im Reichsſteuerblatt 1940 S. 746 veröffent- 
licht worden. 


Die Regelung der ſteuerlichen Behandlung des kom⸗ 
miſſariſch verwalteten Hausbeſitzes ſteht noch aus. Sie 
wird demnächſt folgen. 


2. Kommiſſariſch verwaltete Gewerbebetriebe 


Kommiſſariſche Verwalter können in den eingeglieder⸗ 
ten Oſtgebieten für Unternehmungen, Betriebe und Grund⸗ 
ſtücke aller Art eingeſetzt werden, wenn eine ordnungsmäßige 
Geſchäftsführung oder Verwaltung durch Abweſenheit 
der dazu berechtigten Perſonen oder aus anderen z win⸗ 
genden Gründen nicht gewährleiſtet iſt. Das gleiche 
gilt für Warenlager und andere Vermögensteile jeder Art. 
Die kommiſſariſchen Verwalter werden von der Haupt⸗ 
treuhandſtelle Oſt, die eine Reichsbehörde iſt, be⸗ 
ſtellt und abberufen. Hinweis auf die Verordnung des 
Oberbefehlshabers des Heeres über die Einſetzung von kom⸗ 
miſſariſchen Verwaltern für Unternehmungen, Betriebe und 
Grundſtücke in den beſetzten ehemals polniſchen Gebieten 
vom 29. September 1939 (Verordnungsblatt des ONS für 
die beſetzten Gebiete in Polen Nr 7/39 S. 21) und auf die 
Anordnung über die Haupttreuhandſtelle Oſt vom 12. Juni 
1940 (Deutſcher Reichsanzeiger und Preußiſcher Staats- 
anzeiger Nr 139/40). Die Anordnung vom 12. Juni 1940 
iſt an die Stelle der Bekanntmachung über die Errichtung 
einer Haupttreuhandſtelle Oſt vom 1. November 1939 (Dent> 
ſcher Roichsanzeiger und Preußiſcher Staatsanzeiger 
Nr 260/39) getreten. 

Die kommiſſariſchen Verwalter üben die Bofugniſſe des 
Inhabers, Eigentümers oder ſonſt Nerfü- 
aungsberehtigten aus. Sie find zu allen geridht- 
lichen und außergerichtlichen Geſchäften und 
Handlungen ermächtigt, die der Betrieb der betreffenden 
Unternehmung oder die Verwaltung des Grundſtücks, des 
Warenlagers oder des anderen Vermögensteils mit ſich 
bringt. Sie bedürfen zu beſtimmten Rechtsgeſchäften der 
ausdrücklichen vorherigen Zuſtimmung der Wie 
treuhandſtelle Oft. Sie find verpflichtet, bei 
der Führung der Geſchäfte die Sorgfalt eines ordentlichen 
Kaufmanns oder Verwalters anzuwenden. Die Befugniſſe 
des Eigentiimers, Inhabers oder der anderen zur Vertre⸗ 
tung oder Verwaltung berechtigten Perſonen uu hen wäh⸗ 
rend der Dauer der kommiſſariſchen Verwaltung. 

Die Haupttreuhandſtelle Oſt hat neben der Erfaſſung 
und Verwaltung von Vermögen der Angehö rigen des 
ehemaligen polniſchen Staates u. a. auch die Aufgabe, das 
Vermögen des ehemaligen polniſchen Staates au 
erfaſſen und zu verwalten. Hinweis auf die Verordnung 
über die Sicherſtellung des Vermögens des ehemaligen pol⸗ 
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niſchen Staates vom 15. Januar 1940 (RGB I ©. 174) und 
auf § 2 der oben bezeichneten Verordnung vom 12. Juni 
1940. Die Haupttreuhandſtelle Oſt hat auch in Durchfüh⸗ 
rung dieſer Vorſchriften für Gewerbebetriebe uſw. kom⸗ 
miſſariſche Verwalter beſtellt. 

Die Zuſtändigkeit der Haupttreuhandſtelle Oſt erſtreckt 
ſich nicht auf die land⸗ und forſtwirtſchaft⸗ 
lichen Betriebe in den eingegliederten Oſtgebieten. 
Hinweis auf den folgenden Abſchnitt 3. 


3. Öffentlich bewirtſchaftete land- und forſtwirtſchaftliche 
Betriebe 


a) Offentlichte Bewirtſchaftung durch die 
Oſtland 


Alle land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Betriebe und 
Grundſtücke, die in den eingegliederten Oſtgebieten gelegen 
find und am 1. September 1939 nicht im Eigentum von 
Perſonen deutſcher Volkszugehörigkeit geſtan⸗ 
den haben, werden öffentlich bewirtſchaftet. Das 
gleiche gilt für Betriebe und Grundſtücke, die vom Reichs⸗ 
kommiſſar für die Feſtigung deutſchen Volkstums be⸗ 
ſchlagnahmt find. Es unterliegen der öffentlichen Be⸗ 
wirtſchaftung auch das Zubehör und die Frü chte und 
alle dem Betrieb oder Grundſtück dienenden oder zugehöri⸗ 
gen Rechte, Forderungen, Beteiligungen und Intereſſen 
aller Art. Hinweis auf $ 1 der Verordnung über die öffent⸗ 
liche Bewirtſchaftung land- und forſtwirtſchaftlicher Betriebe 
und Grundſtücke in den eingegliederten Oſtgebieten vom 
12. Februar 1940 (RGBl I S. 355). 

Der Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft 
beſtellt $ 2 der Verordnung vom 12. Februar 1940 gemäß 
zur Durchführung der öffentlichen Bewirtſchaftung einen 
Generalverwalter. Dieſer iſt an ſeine Weiſungen 
gebunden. Der Reichsminiſter für Ernährung und Land⸗ 
wirtſchaft hat daraufhin die Oſtdeutſche Landbe⸗ 
wirtſchaftungsgeſellſchaft mit beſchränk⸗ 
ter Haftung (Oſtland), Berlin, gegründet und ſie 
zum Generalverwalter für die nach der Verordnung 
e zu bewirtſchaftenden Betriebe und Grundſtücke be⸗ 

llt. 


Die bisher Berechtigten haben das Verwal— 

tungs und Verfügungsrecht in dem land- und 
forſtwirtſchaftlichen Betrieb grundſätzlich verloren. Ihre 
Rechte und Befugniſſe werden durch die Oſtland aus⸗ 
geübt. Die Oſtland nimmt ihre Rechte und Befugniſſe durch 
Betriebsleiter wahr. 
Betriebsleiter ſind nicht in allen öffentlich bewirt⸗ 
ſchafteten Betrieben eingeſetzt worden. Nur Groß 
betriebe (100 ha und mehr) werden regelmäßig durch 
Betriebsleiter verwaltet. In einzelnen Teilen der eingeglie- 
derten Oſtgebiete find auch für kleinere Betriebe (15 ha und 
mehr) Betriebsleiter eingeſetzt worden. 

Soweit die Oſtland in den öffentlich bewirtſchafteten 
land- und forſtwirtſchaftlichen Betrieben und Grundſtücken 
Betriebsleiter nicht eingeſetzt hat, haben die bis her Be⸗ 
rechtigten fie ordnungsmäßig weiter zu verwal⸗ 
ten. Sie können über Erzeugniſſe und Erträge des land⸗ 
und forſtwirtſchaftlichen Betriebs im Rahmen einer ord— 
nungsmäßigen Verwaltung verfügen. Ihre Verwaltung 
dauert ſolange, bis die Oſtland den Betrieb oder das Grund— 
ſtück in Beſitz nimmt. Hinweis auf die SS 3 und 4 der Ver⸗ 
ordnung vom 12. Februar 1940. 


b) Offentliche Bewirtſchaftung durch den 
Reichsforſtmeiſter 
Der öffentlichen Bewirtſchaftung durch die Oſtland 
unterliegen nicht ſolche for ft wirtſchaftlich genutzten 
Betriebe und Grundſtücke, über die der Reichsforſtmeiſter 
und der Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft 
andere Beſtimmungen treffen. Hinweis auf § 1 Ab⸗ 
jap 1 Satz 3 der Verordnung vom 12. Februar 1940 (RG BI 
S. 355), Dieſe Betriebe und Grundſtücke werden durch den 
Reichs forſtmeiſter öffentlich bewirtſchaftet. 
t Der Reichsforſtmeiſter führt die öffentliche Bewirtſchaf⸗ 
ung in den Reichöganen Danzig ⸗Weſtpreußen und Warthe⸗ 
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land durch die Dienſtſtellen der Reichsforſtverwal— 
tung und in den Gebietsteilen, die in die Provinzen Oſt⸗ 
preußen und Schleſien eingegliedert worden ſind, durch die 
Dienſtſtellen der Preußiſchen Landesforſtver⸗ 
waltung durch. Betriebsleiter ſind in den öffent⸗ 
lich bewirtſchafteten forſtwirtſchaftlichen Betrieben, die durch 
den Reichsforſtmeiſter verwaltet werden, nicht eingeſetzt 
worden. 

Die Auseinanderſetzung zwiſchen dem Reichsminiſter für 
Ernährung und Landwirtſchaft und dem Reichsforſtmeiſter 
über die Betriebe und Grundſtücke, die dieſer übernimmt, 
ſteht bevor. Der Reichsforſtmeiſter wird den Finanzämtern 
angeben, welche Betriebe und Grundſtücke durch ihn öffent⸗ 
lich bewirtſchaftet werden. 


e) Land- und forſtwirtſchaftliche Betriebe 
des ehemaligen polniſchen Staates und 


der Gebietskörperſchaften in den ein- 
gegliederten Oſtgebieten 


Die land- und forſtwirtſchaftlichen Betriebe und Grund⸗ 
ſtüicke des ehemaligen polniſchen Staates fallen 
nicht unter die öffentliche Bewirtſchaftung. Die Vorſchrif⸗ 
ten der Verordnung vom 12. Februar 1940 gelten für ſie 
nicht. Für ihre Verwaltung gilt die Verordnung über die 
Sicherſtellung des Vermögens des ehemaligen polniſchen 
Staates vom 15. Januar 1940 (RGBl 1 S. 174). Die Vor⸗ 
ſchriften der Verordnung vom 12. Februar 1940 finden auch 
keine Anwendung auf die land- und forſtwirtſchaftlichen Be⸗ 
triebe und Grundſtücke der Gebietskörperſchaften 
in den eingegliederten Oſtgebieten. Hinweis auf § 12 der 
Verordnung vom 12. Februar 1940. 


Die landwirtſchaftlichen Betriebe des ehemali⸗ 
gen polniſchen Staates werden durch den Reichsmi⸗ 
niſter für Ernährung und Landwirtſchaft, 
die forſtwirtſchaftlichen durch den Reichs forſt⸗ 
meiſter verwaltet. Die land- und forſtwirtſchaftlichen Be⸗ 
triebe der früheren polniſchen Gemeinden ſind auf die 
neuen Gemeinden übergegangen. 

Soweit land⸗ und forſtwirtſchaftliche Betriebe des ehe⸗ 
maligen polniſchen Staates oder der Gebietskörperſchaften 
in den eingegliederten Oſtgebieten in das Eigentum von 
Körperſchaften des öffentlichen Rechts, z. B. des Reichs oder 
der neuen Gemeinden, übergegangen ſind, ſind ſie § 3 der 
Erſten KSt D gemäß ſteuerfrei. 


4. Gewerbliche und land- und forſtwirtſchaftliche Betriebe 
als Zweckvermögen 


Die verwalteten Gewerbebetriebe, deren In⸗ 
haber bis zum Beginn der Verwaltung natürli che Per ⸗ 
ſonen oder Perſonengeſellſchaften geweſen ſind, 
ſind durch die kommiſſariſche Verwaltung zu ſelbſtändi⸗ 
gen Steuerſubjekten geworden. Sie find aus dem 
Vermögen der bisherigen Inhaber ausgeſchied en. Sie 
bilden ſelbſtändige, beſtimmten Zwecken dienende 
Vermögensmaſſen, die eigene Einkünfte beſitzen. Sie 
unterliegen als Zweckvermögen (1 Abſatz 1 Ziffer 5 
KStG) der Körperſchaftſteuer. 

Bei den verwalteten Gewerbebetrieben, deren Inhaber 
bis zum Beginn der Verwaltung Körperschaften (81 
Abſatz 1 Ziffern 1 bis 6 KStG) geweſen find, iſt eine der⸗ 
artige Anderung nicht eingetreten. Die Körperſchaften ſind 
weiterhin Inhaber ihrer Betriebe geblieben. Ein Zweck⸗ 
vermögen als neues ſelbſtändiges Steuerſubjekt iſt hier 
nicht entſtanden. 

Die öffentlich bewirtſchafteten land- und forſt⸗ 
wirtſchaftlichen Betriebe, die durch Betriebsleiter der 
Oſtland oder durch den Reichsforſtmeiſter verwaltet werden, 
bilden regelmäßig ein Zweckvermögen. Es iſt bei 
ihnen ohne Bedeutung, ob eine natürliche Perſon oder eine 
Körperſchaft, z. B. eine Aktiengeſellſchaft, bis zum Beginn 
der Verwaltung Inhaberin geweſen iſt. Dieſe Regelung 
weicht von der Regelung bei den gewerblichen Betrieben ab. 
Sie iſt dadurch begründet, daß die land⸗ und forſtwirtſchaft⸗ 
lichen Betriebe ohne Rückſicht auf ihre Rechtsform durch die 
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Oſtland oder durch den Reichsſorſtmeiſter verwaltet werden. 

Sie werden auch nach Aufhebung der öffentlichen Bewirt⸗ 

ſchaftung nicht in der rechtlichen Form von Rörper- 

ſchaften weitergeführt werden. Soweit Körperſchaften 

Inhaber von land- und forſtwirtſchaftlichen Betrieben ge⸗ 

weſen ſind, ſind ſie mit dem Beginn der öffentlichen Bewirt⸗ 

ſchaftung praktiſch hinfällig geworden. 

Offentlich bewirtſchaftete land⸗ und forſtwirtſchaftliche 
Betriebe, die weder durch Betriebsleiter der Oſtland noch 
durch den Reichsforſtmeiſter verwaltet werden, bilden kein 
Zweckvermögen. Die Einkünfte aus dieſen Betrieben find 
bei den bisher Berechtigten zur Einkommenſteuer 
heranzuziehen. Es gelten hier die allgemeinen Beſtimmun⸗ 
gen. Hinweis auf die Runderlaſſe vom 10. Februar 1940 
S 2300 — Pol 22 III (RStBl 1940 S. 265) und vom 
20. März 1940 S 2300 — Pol 41 III (RStBl 1940 S. 345). 
Beiſpiel: 

Ein polniſcher Steuerpflichtiger hat einen landwirtſchaft⸗ 
lichen Betrieb von 50 ha, auf dem ein Betriebsleiter bisher 
nicht eingeſetzt iſt. Die Einkünfte aus dieſem Betrieb ſind bei 
dem polniſchen Steuerpflichtigen zur Einkommenſteuer heran⸗ 
zuziehen. 

Mitunter find treuhänderiſch verwaltete Betriebe zer- 
legt worden. 

Beiſpiele: 

A. Ein Betrieb, zu dem neben landwirtſchaftlichen Grundſtücken 
auch ein großer Forſt gehört, iſt in einen laudwirtſchaftlichen 
und in einen forſtwirtſchaftlichen Betrieb zerlegt worden. Der 
landwirtſchaftliche Betrieb wird von der Oſtland, der forſtwirt⸗ 
ſchaftliche Betrieb vom Reichsforſtmeiſter verwaltet. 

B. Eine Aktiengeſellſchaft betrieb neben einer Brauerei auch 
einen landwirtſchaftlichen Betrieb. Der landwirtſchaftliche 
Betrieb iſt ausgegliedert worden. Die Haupttreuhandſtelle 
Oſt verwaltet den gewerblichen Betrieb, die Oſtland den land⸗ 
wirtſchaftlichen Betrieb. 


In dieſen Fällen bildet jeder Betrieb ein Zweckver⸗ 
mögen. Das gleiche gilt, wenn mehrere Betriebe bei 
getrennter Buchführung in der Hand eines Ver⸗ 
walters oder Betriebsleiters vereinigt ſind. 

Die Zweckvermögen ſind ſelbſtändige Steuerſubjekte, 
die mit dem Beginn der Verwaltung entſtanden ſind. 
Daraus folgt z. B., daß Verluſte, die vor Beginn der 
Verwaltung entſtanden ſind, im Weg des Verluſtabzugs 
(8 10 Abſatz 1 Ziffer 4 EStG) nicht berückſichtigt werden 
können. 


5. Höhe der Körperſchaftſteuer 1940 bei den Zweckvermögen 


Die gewerblichen und die land- und forſtwirtſchaftlichen 
Zweckvermögen würden ohne beſondere Regelung als 
Körperſchaften den Steuerſätzen des Körperſchaftſteuer⸗ 
geſetzes unterliegen. Dieſe Steuerſätze (Hinweis auf Ab⸗ 
ſchnitt 128 der EStR für 1939) find für die hier in Betracht 
kommenden Zweckvermögen zu hoch. Das gilt insbeſondere 
für den erſten Veranlagungszeitraum 1940. Die Rund⸗ 
erlaſſe vom 27. Juni 1940 und vom 10. Auguſt 1940 ſetzen 
deshalb die Körperſchaftſteuer für 1940 abweichend von 
den Vorſchriften des Körperſchaftſteuergeſetzes feſt. 


a) Steuerſätze bei den gewerblichen Zweck— 
vermögen 

Für die kommiſſariſch verwalteten Gewerbebetriebe, 
deren Inhaber Körperſchaften (81 Abſatz 1 Ziffern 1 
bis 6 KStch) find, beſteht keine Sonderregelung. Es ver— 
bleibt bei ihnen bei den Steuerſätzen, die allgemein für 
Körperſchaften gelten. 

Beiſpiel: 

Eine kommiſſariſch verwaltete Aktiengeſellſchaft hat im 
Wirtſchaftsjahr 1989/40 ein Einkommen von 200 000 RM 
erzielt. Die Körperſchaftſteuer für 1940 beträgt § 19 Abſatz 1 
KStG gemäß 40 v. H. 

Beſondere Steuerſätze gelten für die kommiſſariſch ver⸗ 
walteten Gewerbebetriebe, deren Inhaber bis zum Beginn 
der Verwaltung natürliche Perſonen oder Per⸗ 
ſonengeſellſchaften geweſen ſind (Zweckver⸗ 


mögen). Die Körperſchaftſteuer 1940 iſt für 
dieſe Zweckvermögen feſtgeſetzt worden: 


a) wenn das Einkommen 8000 RM nicht überjteigt, auf 
15 v. H. des Einkommens, 


b) wenn das Einkommen 8000 AM überſteigt, auf 
25 b. H. des Einkommens. 


Als Einkommen gilt das § 18 KStG gemäß auf volle 
10 RM nach unten abgerundete Einkommen. 


b) Steuerſätze bei den land⸗ und forſtwirt⸗ 
ſchaftlichen Zweckvermögen 


„Die öffentlich bewirtſchafteten laud⸗ und forſt⸗ 
wirtſchaftlichen Betriebe, die durch Betriebsleiter der 
Oſtland oder durch den Reichsforſtmeiſter verwaltet werden, 
unterliegen wegen der Höhe der Steuer al le einer Sonder: 
regelung. Auch die öffentlich bewirtſchafteten land. und 
forſtwirtſchaftlichen Betriebe, deren Inhaber bis zum Be⸗ 
ginn der Verwaltung Körperſchaften, z. B. Aktiengeſellſchaf⸗ 
ten, Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, geweſen ſind, 
ſind in die Sonderregelung mit einbezogen worden. Dieſe 
Betriebe werden, wie alle anderen Betriebe, deren Inhaber 
natürliche Perſonen oder Perſonengeſellſchaften geweſen 
find, als Zweckvermögen behandelt. Hinweis auf Ab- 
ſchnitt 4. 

Die Steuerſätze für die land- und forſtwirtſchaftlichen 
Zweckvermögen mußten die beſonderen Verhält⸗ 
niſſe in der Land- und Forſtwirtſchaft berückſichtigen. Die 
Land- und Forſtwirtſchaft genießt bei der Einkommenſteuer 
einige ſteuerliche Vergünſtigungen. Hinweis 
z. B. auf die Freigrenze im & 13 Abſatz 3 ESt&, auf 
die ermäßigten Steuerſätze bei Einkünften aus außer- 
ordentlichen Waldnutzungen (8 34 Abſatz 3 
EStG), auf die erweiterte Bewertungsfreiheit in 
der Land⸗ und Forſtwirtſchaft (Abſchnitt 13 Abſatz 3 der 
EStR für 1939), auf die Abſchreibungsfreiheit für Land⸗ 
arbeiterwohnungen (Abſchnitt 20 der ESIN für 
1939). Der Zweck dieſer ſteuerlichen Vergünſtigungen iſt, die 
Ernährungsfreiheit des Deutſchen Volkes zu 
ſichern. 

Auch die land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Betriebe in den 
eingegliederten Oſtgebieten werden für dieſes 
große Ziel eingeſetzt. Die Steuerſätze für die land⸗ und 
forſtwirtſchaftlichen Zweckvermögen find deshalb nicht fo 
hoch wie die Steuerſätze für die gewerblichen Betriebe. Es 
iſt bei der Höhe der Steuerſätze insbeſondere auch berückſich⸗ 
tigt worden, daß die land» und forſtwirtſchaftlichen Zweck, 
vermögen für das Rumpfwirtſchaftsjahr 1939/40 einzelne 
ſtenerliche Vergünſtigungen, z. B. Bewertungsfreiheit, nicht 
in Anſpruch nehmen können, weil ſie keine ordnungsmäßige 
Buchführung haben. 

Die Körperſchaftſteuer 1940 iſt bei den land⸗ 
und forſtwirtſchaftlichen Zweckvermögen feſtgeſetzt worden: 


a) wenn das Einkommen 8000 RM nicht überſteigt, auf 
10 v. H. des Einkommens, ſoweit es den Betrag von 
3000 RM cüberſteigt, 

b) wenn das Einkommen 8000 RM, aber nicht 20 000 RM 
überſteigt, auf 15 v. H. des Einkommens, 

c) wenn das Einkommen 20 000 RM überfteigt, auf 20 v. H. 
des Einkommens. 


Soweit die Höhe des Einkommens für den Steuerſatz 
von Bedeutung tft, iſt das $ 18 KStG gemäß abgerundete 
Einkommen maßgebend. 

Die Einkommenſteuer für Einkünfte aus 
außerordentlichen Waldnutzungen im Sinn 
des § 34 Abſatz 3 EStG iſt auf 10 bis 25 v. H. der außer⸗ 
ordentlichen Einkünfte zu bemeſſen (§ 34 Abſatz 1 EStG). 
Das Körperſchaftſteuergeſetz lennt eine dem § 34 
EStch entſprechende Vorſchrift nicht. Es konnte jedoch bei 
den land- und forſtwirtſchaftlichen Zweckvermögen auf 
die ſteuerliche Vergünſtigung dieſer Nutzungen nicht ver⸗ 
zichtet werden. Der Runderlaß vom 10. Anguſt 1940 erklärt 
§ 34 ESt für die außerordentlichen Waldnutzungen für 
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anwendbar. Die Steuerſätze ſind einfach geſtaltet. Einkünfte 

aus außerordentlichen Waldnutzungen unterliegen einem 

Steuerſatz von 10 v. H. Bei Waldnutzungen infolge höherer 

Gewalt, z. B. Eis⸗, Schnee⸗ Windbruch, Inſektenfraß oder 

Brand, ermäßigt ſich dieſer Steuerſatz auf 5 v. H. 

Beiſpiele: 

A. Ein land» und forſtwirtſchaftliches Zweckbermögen hat im 
Wirtſchaftsjahr 1939/40 ein Einkommen von 7 600 RM erzielt. 
Die Körperſchaftſteuer für 1940 iſt wie folgt zu berechnen: 

Einkommen % „ e r e eee 
dabon ab, weil das Einkommen 8 000 RM 
ih es, doc Nee, 
Es bleiben e e e 4600 RM. 
Die Körperſchaftſteuer 1940 beträgt 10 0.9. = 460 AM. 

B. Ein land- und forſtwirtſchaftliches Zweclvermogen bat im 
Wirtſchaftsjahr 1939/40 ein Einkommen von 40 000 RM 
erzielt. Es ſind in dieſem Einkommen Einkünfte aus außer⸗ 
ordentlichen Waldnutzungen infolge Schneebruchs in Höhe 
bon 10000 RM enthalten. Die Körperſchaftſteuer für 1940 
berechnet ſich wie folgt: 


40 000 RM, 


Einkommen . nne 

Es unterliegen davon einem ermäßigten 

Steuerſatz r 10 000 RM, 
Es unterliegen e 30 000 RM 
einem Steuerſatz von 20 v. H. 6 000 RM. 


Dahinzu kommen 5 b. H. von 10 000 RM © 
Die Korperſchaftſteuer 1940 beträgt 


500 RM. 
6500 AM, 


6. Bemeſſung der Vorauszahlungen 


Die gewerblichen und die land⸗ und forſtwirtſchaftlichen 
Zweckvermögen müſſen auf die körperſchaftſteuer 1940 
Vorauszahlungen entrichten. Die Vorauszahlungen 
auf die Körperſchaftſteuer betragen bis zur Bekanntgabe des 
Körperſchaftſteuerbeſcheids für 1940 ein Viertel der letzten 
Einkommenſteuerjahresſchul d. Hinweis auf § 3 
Abſatz 1 der Vierten Einführungsverordnung. 

Für die Erhöhung und Herabſetzung der Vor⸗ 

auszahlungen gelten grundſätzlich die Vorſchriften im § 20 
KStG und im 8 37 EStG. § 3 Abſatz 2 der Vierten Ein⸗ 
führungsverordnung geſtattet jedoch ſchon dann eine Er- 
höhung oder Herabſetzung der Vorauszahlungen, wenn die 
um die Steuerabzugsbeträge verminderte Körperſchaftſteuer 
für das Kalenderjahr 1940 vorausſichtlich um mindeſtens 
20 RM k höher oder niedriger fein wird als die letzte Ein⸗ 
kommenſteuerjahresſchuld, die nach den bisherigen Bor- 
ſchriften ermittelt worden iſt. 
Eine Erhöhung oder Herabſetzung der Vorauszahlungen 
kann bei den gewerblichen und den land- und forſtwirtſchaft⸗ 
lichen Zweckvermögen insbeſondere aus den folgenden 
Gründen in Betracht kommen: 


1. Die gewerblichen und die land. und forſtwirtſchaftlichen 
Zweckvermögen unterliegen ab dem Kalenderjahr 1940 
der Körperſchaftſteuer. Hinweis auf Abſchnitt 4. 
Die Körperſchaftſteuer 1940 iſt für dieſe Zweckvermögen 
beſonders feſtgeſetzt worden. Hinweis auf Ab⸗ 
ſchnitt 5; 

. Soweit die Zweckvermögen ein vom Kalenderjahr ab- 
weichendes Wirtſchaftsjahr haben, wird der Körper⸗ 
ſchaftſteuer 1940 in der Regel nur das Ergebnis eines 
Rumpfwirtſchaftsjahrs zugrunde liegen; 

3. Die Einkommensverhältniſſe der Betriebe haben ſich oft 
weſentlich verſchoben. Die Betriebe ſind zum Teil durch 
den Krieg in Mitleidenſchaft gezogen worden. Andere 
Betriebe haben durch die Angleichung der Preiſe grö⸗ 
ßere Gewinne erzielt als in den Vorjahren. 


Für die land- und forſtwirtſchaftlichen 
Betriebe überläßt es der Runderlaß vom 10. Auguſt 1940 
ausdrücklich den Oberfinanzpräſidenten, zu be⸗ 
ſtimmen, wie die Vorauszahlungen für 1940 zu berechnen 
ind. Sie können Grundſätze für die Berechnung der Vor⸗ 
auszahlungen aufſtellen. Sie können dabei an das Ein⸗ 
kommen des Wirtſchaftsjahrs 1937/38, an Grundſteuer⸗ 
zeinerträge uſw. anknüpfen. 


7. Entrichtung der Vorauszahlungen 


Die Vorauszahlungen auf die Körperſchaftſteuer ſind 
5 den im § 35 EStG bezeichneten Zeitpunkten zu ent⸗ 
richten. 

Der Runderlaß vom 10. Auguſt 1940 bringt für die 
land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Zweckvermögen 
hinſichtlich des Zeitpunkts der Vorauszahlungen Erleich⸗ 
terungen. Die Vorauszahlungen für 1940 ſind, ſoweit 
fie nicht ſchon bezahlt find, am 10. Dezember 1940 
zu entrichten. Es ſollen den Betrieben bis zur neuen Ernte 
weitere Mittel nicht entzogen werden. Die Oſtland benötigt 
dieſe Mittel, um die Betriebe, die durch den Krieg gelitten 
haben, wieder leiſtungsfähig zu machen. Sie gibt über⸗ 
ſchüſſe von Betrieben, die mit Gewinn gearbeitet haben, im 
Kreditweg an Zuſchlußbetriebe. Das Hinausſchieben der 
Vorauszahlungen verkleinert den Betrag der Kredite, den 
die Oſtland zuſätzlich an die Betriebe gibt und für die 
der Reichsminiſter der Finanzen die Reichs bür gſchaft 
übernommen hat. 

§ 23 ESt DB 1939 regelt die Vorauszahlungstermine 
der Land⸗ und Forſtwirte abweichend vom § 35 EStG. 
Steuerpflichtige, deren Einkünfte überwiegend aus Land⸗ 
und Forſtwirtſchaft herrühren, haben am 10. März und am 
10. Juni Vorauszahlungen in Höhe eines Viertels und 
am 10. Dezember eine Vorauszahlung in Höhe der Hälfte 
der zuletzt veranlagten Einkommenſteuer zu entrichten. 
Das gilt nicht für Steuerpflichtige, deren Einkünfte über⸗ 
wiegend aus Forſtwirtſchaft herrühren. Die Ober⸗ 
finanzpräſidenten können für Betriebe des Garten- 
baus (insbeſondere des Obſt⸗ und Gemüſebaus) und der 
Weidewirtſchaft beſondere Beſtimmungen treffen. 

Das Körperſchaftſteuerrecht kennt eine dem 
$ 23 ESt DB 1939 entſprechende Vorſchrift nicht. Der 
Runderlaß vom 10. Auguſt 1940 beſtimmt, daß 8 23 ESt DB 
1939 ab dem Veranlagungszeitraum 1941 für die land⸗ 
und forſtwirtſchaftlichen Zweckermögen gilt. 


8. Steuerliche Behandlung der kommiſſariſchen Verwalter 


Die für die gewerblichen Betriebe beſtellten 
kommiſſariſchen Verwalter ſind ſelbſtändig. Ihre 
Tätigkeit iſt entweder als Gewerbebetrieb ( 50 
EStG) oder als ſelbſtändige Arbeit (§ 18 EStG) 
anzuſehen. Welche dieſer beiden Tätigkeiten anzunehmen iſt, 
190 10 ſich nach den Verhältniſſen des einzelnen 
Falls. 

Iſt der Verwalter unmittelbar als Handwer ter 
oder als Händler tätig, arbeitet er im Betrieb mit, 
ſo ſpricht das für eine gewerbliche Tätigkeit. 
Auch die Vorbildung oder bisherige Betätigung als Ge⸗ 
werbetreibender und die Beſchränkung der Verwaltungs- 
tätigkeit auf einen Betrieb ſind Merkmale für eine ge⸗ 
werbliche Tätigkeit. Die Beſchränkung des Ver⸗ 
walters auf eine überwachung des Betriebs, die Vor⸗ 
bildung oder bisherige Betätigung als Angehöriger eines 
freien Berufs und die Betätigung für mehrere Betriebe 
1 für das Vorliegen von ſelbſtändiger Ar- 

eit. 

Als Gewerbetreibende oder ſelbſtändig Berufstätige 
ſind die kommiſſariſchen Verwalter zur Einkommenſteuer zu 
veranlagen. Sie müſſen entſprechende Voraus⸗ 
zahlungen auf die Einkommenſteuer entrichten. Die 
Feſtſetzung zutreffender Vorauszahlungen für die Ver⸗ 
walter iſt dadurch erſchwert, daß die Verwalter oft wech⸗ 
ſeln. Auch die Höhe ihrer Bezüge ſchwankt. Ihre Be⸗ 
züge hängen zum Teil von der Höhe des im Betrieb erzielten 
Ertrags ab. Die Verwalter können nur ſelten genaue An⸗ 
gaben über das Einkommen machen, das ſie im Veran⸗ 
lagungszeitraum vorausſichtlich erzielen werden. 

Die Finanzämter können in ſolchen Fällen von der 
Feſtſetzung von Vorauszahlungen abſehen und be⸗ 
ſtimmen, daß die Vorauszahlungen auf die Einkommen⸗ 
ſteuer im Weg des Steuerabzugs erhoben werden. 
Der Steuerabzug iſt nach den Vorſchriften vorzunehmen, 
die für die Lohnſtener gelten. Die Ausführungen im 
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Abſchnitt 7 des Runderlaſſes vom 10. Februar 1940 S 2300 
— Pol 22 III (R StBl 1940 S. 265) find dabei entſprechend 
anzuwenden. 

Es treten bei dem Steuerabzug vom Arbeitslohn an die 
Stelle des Arbeitslohns alle Bar- und Sachleiſtun⸗ 
gen, die den Verwaltern vom Betrieb zufließen. Die 
Pflichten des Arbeitgebers ſind vom Verwalter zu er⸗ 
füllen. Er haftet auch, wenn zu wenig Lohnſteuer einbe⸗ 
halten wird. Der kommiſſariſch verwaltete Betrieb haftet 
nicht für die Einbehaltung und Abführung der Lohnſteuer. 

Die kommiſſariſchen Verwalter unterliegen der Um- 
ſatzſteu er. Soweit fie eine gewerbliche Tätigkeit 
ausüben, unterliegen fie auch der Gewerbeſtener. 


9. Steuerliche Behandlung der Betriebsleiter 


Die Betriebsleiter, die auf den öffentlich be⸗ 
wirtſchafteten land⸗ und forſtwirtſchaftlichen 
Betrieben eingeſetzt ſind, ſind im Gegenſatz zu den kommiſſa⸗ 
riſchen Verwaltern in den gewerblichen Betrieben nicht 
ſelbſtändig. Sie ſind Angeſtellte der Oſtlan d. Ihre 
Bezüge werden durch Sonderbeauftragte feſtgeſetzt. Ihr Ge⸗ 
halt nehmen ſie zurzeit in der Regel aus dem Betrieb. Die 
Einkünfte der Betriebsleiter unterliegen dem Steuerab⸗ 
zug vom Arbeitslohn. 

Die Oſtland haftet als Arbeitgeberin $ 46 ESt ge: 
mäß für die Einbehaltung und Abführung der vom Arbeits- 
lohn einzubehaltenden Lohnſteuer. 


Eilldien ſt⸗ Nachrichten 


fiörperſchaftſteuer und Gemeinſchaftswerbung 


Die Gemeinſchaftswerbung hat in den letzten 
Jahren eine ſtändig ſteigende Bedeutung erlangt. Man verſteht 
unter Gemeinſchaftswerbung eine gemeinſchaftliche Wer⸗ 
bung der Angehörigen eines einzelnen Wirtſchaftszweigs oder 
mehrerer Wirtſchaftszweige der Privatwirtſchaft. 

Die Bedeutung der Gemeinſchaftswerbung liegt darin, daß ſie 
ein Mittel der geſamtwirtſchaftlichen Bedarfs⸗ 
lenkung iſt. Sie' iſt geeignet, das wirtſchaftliche 
Streben des Einzelnen mit der Wirtſchaftspolitik des 
Reichs in Übereinſtimmung zu bringen. Der überwiegende Teil 
der Gemeinſchaftswerbung geſchieht unter Mitwirkung 
des Werberats der Deutſchen Wirtſchaft oder 
anderer ſtaatlicher Organe. 

Die Formen der Gemeinſchaftswerbung weichen 
im einzelnen voneinander ab. Die Gemeinſchaftswerbung kann 
3. B. dadurch erfolgen, daß ſich die Spitzenverbände eines 
Wirtſchaftszweigs zu einer Arbeitsgemeinſchaft 
zuſammenſchließen und die gemeinſchaftliche Werbung der Arbeits⸗ 
gemeinſchaft übertragen. Die Arbeitsgemeinſchaften führen in 
dieſen Fällen oft die Bezeichnung „Gemeinſchafts⸗ 
werbung“. Es gibt z. B. eine Gemeinſchaftswerbung 
der deutſchen Uhreninduſtrie in dieſer Form. Die 
erforderlichen Mittel werden in der Regel durch die An⸗ 
gehörigen des Wirtſchaftszweigs aufgebracht. 

Die körperſchaftſteuerliche Behandlung der 
verſchiedenen Formen der Gemeinſchaftswerbung hat der Praxis 
ſchon ſeit längerer Zeit erhebliche Schwierigkeiten bereitet. Die 
Frage der Körperſchaftſteuerpflicht kann nicht einheitlich 
für alle Fälle der Gemeinſchaftswerbung beantwortet werden. Sie 
hängt von der im einzelnen Fall gewählten 
Rechtsform der Gemeinſchaftswerbung ab. Die Körperſchaft⸗ 
ſteuer ſtellt auf die Rechtsform ab. Wegen der Verſchiedenheit 
der Rechtsform können ſich auch hinſichtlich der perſönlichen 
Steuerpflicht Unterſchiede ergeben. 

Es find in der letzten Zeit auch ver ſchi eden e 
Zweifelsfragen von grundſätzlicher Bedeutung 
aufgetaucht. Es war insbeſondere die perſönliche Steuer⸗ 
pflicht der Arbeitsgemeinſchaften und der ange⸗ 
ſammelten Vermögens maſſen ſtreitig. 

Der Reichs finanzhof hat die körperſchaftſteuerlichen 
Zweifelsfragen, die ſich in der Praxis ergeben haben, jetzt zu 
einem Teil durch das Urteil vom 16. Juli 1940 — I 389/39 
— geklärt. Das Urteil wird in der amtlichen Sammlung und im 
Reichsſteuerblatt veröffentlicht werden. Es iſt in ſeiner Begrün⸗ 
dung ſo gehalten, daß ihm über den einzelnen Fall hinaus 
grundſätzliche Bedeutung zukommt. 

Die zuſtändigen Spitzenverbände eines Wirtſchaftszweigs 
hatten ſich im Fall des Urteils zu einer Arbeitsgemein⸗ 
ſchaft zuſammengeſchloſſen. Die erforderlichen Mittel wurden in 
einem beſonderen Verfahren durch die Einzelhändler des Wirt⸗ 
ſchaftszweigs aufgebracht. Die eingehenden Beträge wurden einem 
beſonderen Konto zugeführt. Das Konto wurde von einer 
beſtimmten Organiſation des Wirtſchaftszweigs verwaltet. Es 
war ſtreitig, ob die Geldanſammlung als ein ſteuer⸗ 
pflichtiges Zweckvermögen im Sinn des § 1 Abſatz 1 
Ziffer 5 KStch anzuſehen iſt. Die Vorbehörden hatten den am 
Jahresſchluß für den Reklameaufwand nicht verbrauchten 
Teil der eingegangenen Gelder zur Körperſchaftſteuer heran⸗ 
gezogen. Der Reichsfinanzhof hat das nicht gebilligt. 

Er hat ausgeführt, daß die praktiſche Bedeutung der Zweck⸗ 
vermögen ſich für die Körperſchaftſteuer auf ſolche Gebilde be⸗ 


ſchränke, die ein eigenes Einkommen bezögen. Der Er⸗ 
werb von Vermögenswerten aus der Hand des 
Widmenden gehöre bei einem Zweckbermögen ebenſowenig 
zum Einkommen wie die Zuwendung des Stifters bei 
einer Stiftung oder die Einlage eines Geſellſchafters 
bei einer Kapitalgeſellſchaft. Das vom Widmenden aufgebrachte 


Vermögen ſei nicht Einkommen, ſondern bilde lediglich die 


Vermögensgrundlage, aus der ſich Einkommen ergeben 
könne, z. B. durch eine Verzinſung. Ein Zweckvermögen liege des⸗ 
halb nicht vor, wenn eine Vermögensbildung über⸗ 
haupt nicht beabſichtigt ſei, ſondern die gefammelten 
Geldbeträge alsbald im Intereſſe der Zahlenden 
verwendet und damit verbraucht würden. 

Der Reichsfinanzhof hat in dem Urteil weiter die Frage ge⸗ 
prüft, ob man zu einem anderen Ergebnis gelangen würde, wenn 
man die Arbeitsgemeinſchaft als nicht rechts⸗ 
fähigen Verein anſehen würde. Er hat die Frage ver⸗ 
neint. Er hat ausgeführt, daß die Gutſchriften auf dem Konto 
auch im Fall der Annahme eines nicht rechts⸗ 
fähigen Vereins nicht zur Körperſchaftſteuer herangezogen 
werden konnten. Die Gemeinſchaftswerbung beſchränke ſich darauf, 
Gelder der Mitglieder nach deren Weiſung zu ſammeln und dem 
von den Mitgliedern beſtimmten Zweck zuzuführen. Die Leiſtung 
der Arbeitsgemeinſchaft beſchränke ſich auf eine treuhände⸗ 
riſche Annahme und Weiterleitung von Geldern zu⸗ 
gunſten der Mitglieder. Die Gelder könnten deshalb 8 11 Ziffer 2 
Steueranpaſſungsgeſetz gemäß der Gemeinſchaftswerbung nicht 
als Einnahmen zugerechnet werden. 

Die Körperſchaftſteuerpflicht der Gemeinſchaftswerbung wird 
danach in vielen Fällen zu verneinen ſein. Sie muß 
aber wegen der Verſchiedenheit der Formen der 
Gemeinſchaftswerbungen in jedem einzelnen 
Fall beſonders geprüft werden. As. 


Zur Beſteuerung des Grundbeſitzes in den eingegliederten 
Oſtgebieten 

Die Beſteuerung des Grundbeſitzes in den eingegliederten Oſt⸗ 
gebieten iſt durch die „Verordnung über die Steuern vom Grund- 
beſitz in den eingegliederten Oſtgebieten“ vom 31. März 1940 
(RGBl I S. 655, RStBl S. 451) und durch den Durchführungs⸗ 
erlaß vom ſelben Tag (RStBl S. 452) geregelt worden (Hinweis 
auf die Ausführungen in der DStz vom 11. Mai 1940 S. 225 u. f.). 
Der Grundbeſitz in dieſen Gebieten unterliegt danach der 
Grundſteuer oder der Grundſtückſteuer. Eine Be⸗ 
ane beſteht im Steuerjahr 1940 für den Reichsgau Warthe⸗ 
and. 

Der Reichsminiſter der Finanzen und der Reichsminiſter des 
Innern haben zur Durchführung und zur Ergänzung der Verord⸗ 
nung einen weiteren gemeinſamen Erlaß vom 19. Auguſt 1940 
(RStBl S. 786) herausgegeben. Der Erlaß ſtellt Grund ſätze 
für die Gewährung von Steuererleichterungen durch Billig- 
keitserlaß auf. Er regelt außerdem zwei Fragen, die ſich zu 
den Rechtsvorſchriften ergeben haben. 

Die Anordnungen über die Billigkeitsmaß nahmen 
enthalten neben allgemeinen Ausführungen über die Zuſtändigkeit 
und die Befugnis der Behörden uſw. und neben einem Erlaßverbot 
ir den jüdischen Grundbeſitz insbeſondere die folgenden Nichts 
Inte; 


1. Ertragsminderungen 


Die Anordnungen gelten für bebaute Grundſtücke, die 
gang oder teilweiſe für eine Vermietung (Verpachtung) bes 


— 
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ſtimmt ſind und bei denen eine Ertra gs minderung vor⸗ 
liegt, und für eigengewerblich genutzte Grundſtücke. Es kommen 
als Arten der Extragsminderung bei bebauten Grundſtücken in 
Betracht: Leerſtehen von Räumen, Billigervermie⸗ 
tung von Räumen und Mietaus fall. 


2. Ermittlung der Ertragsminderungen 


Ob und in welchem Umfang eine Ertragsminderung ein⸗ 
getreten iſt, iſt in der Regel durch Vergleich der Mieten 
(Mietwerte) feſtzuſtellen. Bei der Prüfung des Ausmaßes der Er⸗ 
tragsminderung iſt von der Jahresmiete des Grundſtücks aus⸗ 
zugehen, die der Feſtſetzung des Steuermeßbetrags zugrunde 
liegt (Beſteuerungsgrundlage). Es iſt von dieſer die erzielte 
Miete des Rechnungsjahrs abzuziehen, für das der Steuererlaß in 
Betracht kommt (laufendes Rechnungsjahr). Der Unterſchieds⸗ 
betrag ergibt die Ertragsminderung. Sie iſt in einem Hundertſatz 
der Beſteuerungsgrundlage auszudrücken. 

Es iſt beim Vergleich der Mieten als „Miete des laufenden 
Rechnungsjahrs“ die übliche Miete anzuſetzen 
a) für Grundſtücksteile, die der Eigentümer ſelbſt benutzt, 

b) für Räume, die mit Rückſicht auf perſönliche (insbeſondere ver⸗ 
wandtſchaftliche) oder wirtſchaftliche Beziehungen oder mit 
Rückſicht auf ein Arbeits⸗ oder Dienſtverhältnis zu einem um 
mehr als 20 v. H. niedrigeren Betrag als der üblichen Miete 
vermietet worden ſind. 

Die übliche Miete iſt in Anlehnung an die Mieten zu ſchätzen, 

die für Räume gleicher oder ähnlicher Art und Lage regelmäßig 

vereinbart find. - 


3. Berückſichtigung der Ertragsminderungen 

Es iſt für die Entſcheidung der Frage, ob ein Steuererlaß 
wegen Ertragsminderung zu gewähren iſt, von der Ertragsminde⸗ 
rung auszugehen, die ſich für die ganze Steuereinheit ergibt. 
Ergibt ſich eine Ertragsminderung, die 10 v. H. nicht über⸗ 
ſteigt, jo wird ein Steuererlaß wegen Ertragsminderung nicht 
gewährt. Der Steuererlaß entſpricht dem Hundertſatz der 
Ertragsminderung. Der Hundertſatz, um den die Steuer zu er⸗ 
laſſen iſt, iſt alſo gleich dem Hundertſatz der Ertragsminderung. 

Bei eigengewerblich genutzten Grundſtücken — ins⸗ 
beſondere Fabriken —, für die ſich Mieten nicht ſchätzen laſſen, 
tommt ein Steuererlaß in Betracht, wenn die Einziehung der 
Steuer nach den wirtſchaftlichen Verhältniſſen des Betriebs eine 
unbillige Härte darſtellt. 


4. Land⸗ und Forſtwirtſchaft 


Es ſind auch bei der Land⸗ und Forſtwirtſchaft er⸗ 
hebliche Minderungen des Rohertrags, die bei einzelnen Betrieben 
gegenüber dem normalen Rohertra g eintreten, bei der 
Einziehung der Steuern vom Grundbeſitz in angemeſſenem Um⸗ 
fang zu berückſichtigen. Das gilt insbeſondere für Schäden, die 
unmittelbar oder mittelbar durch den Krieg entſtanden ſind oder 


* - 0 * 
Geld, Keedit und öffentliche Finanzen 
Steuergutſcheinkurſe nach dem Stand vom 3. September 1940. 
Steuergutſcheine I. 101,.—. — Steuerguütſcheine II: 


Juni 1942 104, Juli 104,50, Auguſt 104½, September 103,75, 
Oktober 103, November 103 ¼, 


Z3wanzigjährige Reichsſchatzanweiſungen. Das Reich ſtellt als 
Möglichkeit der Kapitalvermögensanlage (Hinweis auf Reinhardt 
„Die Finanzkraft des Reiches“ in Nr 34 der DStz 1940) gegen⸗ 
wärtig die Schatzanweiſungen des Deutſchen 
Reiches von 1940, Folge VI, zur Verfügung. Verzinſung 
4 bom Hundert. Laufzeit zwanzig Jahre. Zeichnungspreis 99¼ 
dom Hundert. Die Schatzanweiſungen werden in Abſchnitten im 
Nennbetrag bon 100 RM, 500 RM, 1000 RM, 5 000 RM, 
10.000 RM, 50 000 RM, 100 000 RM, 500 000 RM ausgegeben. 
Die Schatzanweiſungen, die mündelſicher ſind, werden zum Lom⸗ 
bardverkehr zugelaſſen und in den amtlichen VBörſenverkehr ein⸗ 
geführt werden. 


Amtauſch von Schatzanwelſungen der Deutſchen Reichspoſt. 
Die Schatzanweiſungen der Deutſchen Reichspoſt von 1935, Folge I, 
in Höhe von 150 Millionen Reichsmark, werden am 1. Oklober 1940 
fällig. Die Deutſche Reichspost bietet den Inhabern dieſer Schatz⸗ 


die infolge von Naturereigniſſen (3. B. Auswinterung, 
Hochwaſſer, Dürre, Waldbrand, Wind⸗ und Schneebruch, Inſekten⸗ 
fraß, Viehſeuchen) entſtehen. Schäden, gegen die eine Verſicherung 
üblich iſt (3. B. Hagel, Feuerſchäden an Gebäuden und Betriebs⸗ 
mitteln), ſind nicht zu berückſichtigen. 

Die Rechtsvorſchriften werden durch den Erlaß in den 
beiden folgenden Punkten ergänzt: 


1. Anderungen in der Steuerpflicht ſind bei der 
Grundſteuer Artikel 12 des Grundſteuerdekrets gemäß 
halbjährlich zu berüdfichtigen. Der Veräußerer einer 
Liegenſchaft z. B. ſchuldet danach die Grundſteuer noch bis zum 
Ende des laufenden Halbjahrs. Die Steuerſchuld entſteht dem⸗ 
entſprechend für den Erwerber mit Beginn des folgenden Halb⸗ 
jahre. Das polniſche Recht verfteht dabei unter „Halbjahr“ 
das Kalender halbjahr. 

Das Steuerjahr iſt durch $5 Abſatz 1 der Verordnung vom 
31. März 1940 vom Kalenderjahr auf das Rechnungsjahr 
umgeſtellt worden. Der Erlaß ſtellt klar, daß entſprechendes 
auch für Artikel 12 des Grundſteuerdekrets gilt. Es iſt deshalb 
jetzt unter „Halbjahr“ ein Halbjahr des Rechnungsjahrs 
zu verſtehen. Findet der Eigentumswechſel z. B. am 15. Juli 
ſtatt, ſo wirkt ſich das beim Verkäufer und beim Käufer ſteuer⸗ 
lich ab 1. Oktober aus. 

2. Die unbebauten Liegenſchaften in Stadtgemein⸗ 
den, deren Größe 5 000 qm nicht überſteigt, unterliegen ohne 
Rückſicht auf die Art ihrer Nutzung der Grundſtückſteuer. 
Beſteuerungsgrundlage bilden dabei Arkikel 6 Abſatz 4 Buch⸗ 
ſtabe b des Grundſtückſteuerdekrets gemäß in der Regel 3 v. H. 
des Umſatzwerts. Es hat ſich ergeben, daß die danach feſtzu⸗ 
ſetzende Grundſtückſteuer verhältnismäßig niedrig iſt, wenn es 
ſich um Flächen handelt, die nicht land⸗ und forſtwirtſchaft⸗ 
lichen Zwecken dienen. Das gilt insbeſondee in den Fällen, in 
denen zu polniſcher Zeit eine beſondere Bauplatzſteuer erhoben 
wurde. Die bezeichnete Vorſchrift iſt deshalb für das ganze 
Oſtgebiet wie folgt ergänzt worden: 


3 v. H. des Umſatzwerts ſind als Beſteuerungsgrundlage 
nur bei ſolchen unbebauten Liegenſchaften anzunehmen, die 
land⸗ und forſtwirtſchaftlich genutzt werden 
und bei denen nach ihrer Lage und den ſonſtigen Verhält⸗ 
niſſen, insbeſondere mit Rückſicht auf die beſtehenden Ver⸗ 
wertungsmöglichkeiten, nicht anzunehmen iſt, daß ſie in ab⸗ 
ſehbarer Zeit anderen als land⸗ und forſtwirtſchaftlichen 
Zwecken (3. B. Bauland, Induſtrieland, Land für Verkehrs⸗ 
zwecke) dienen werden. In allen anderen Fällen gelten als 
Beſteuerungsgrundlage 6 v. H. des Umſatzwerts. 


Der Erlaß führt zu der Frage, wann eine Grundſtücksfläche als 
ein abſehbarer Zeit nicht land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Zwecken 
dienend“ anzuſehen iſt, aus, daß die Frage nach den Grundſätzen 
zu entſcheiden iſt, die im Altreich gelten. Dazu Hinweis auf 
die Ausführungen in der DEZ vom 15. Juni 1940 S. 281. Jan. 


er Beobachter 


anweiſungen den Umtauſch in neue Poſtſchatzanweiſun⸗ 
gen an. Verzinſung 4 vom Hundert. Laufzeit zehn Jahre. Um⸗ 
tauſchkurs 99%, bom Hundert. Sie gewährt den Umtauſchenden 
außerdem eine Vergütung von / vom Hundert. Die neuen Poſt⸗ 
ſchatzanweiſungen find mündelſicher und lombardfähig. 


Kapitalerhöhung der JG⸗Farben. Die JG⸗Farbeninduſtrie 
Aktiengeſellſchaft, Frankfurt a. Main, hat das Grundkapital durch 
Ausgabe von neuen Stammaktien in Höhe von 82,2 Millionen 
Reichsmark auf 763,2 Millionen Reichsmark erhöht. Die neuen 
Aktien ſind aus dem genehmigten Kapital von 80 Millionen 
Reichsmark genommen worden. 


Abſchluß der Sffa für das Geſchüftsjahr 1939/1940. Die 
Deutſche Geſellſchaft für öffentliche Arbeiten (Offa) legt ihren 
Bericht für das Geſchäftsjahr 1939/1940 vor. Die Geſellſchaft, die 
ſchon in Abwicklung getreten war, hat bei Kriegsbeginn die Auf. 
gabe erhalten, den Unternehmungen Kredithilfe zu gewähren, bei 
denen die Umſtellung von der Friedenswirtſchaft auf die Kriegs⸗ 
wirtſchaft zu finanziellen Schwierigkeiten führen würde. Die Offa 
hat zu dieſem Zweck im Geſchäftsjahr 19891940 Garantien in 
Höhe von 35,6 Millionen Reichsmark übernommen. Es ſind von 
dieſen Garantien 24 Millionen Reichsmark in Form von Wechſeln 
und 11.6 Millionen Reichsmark in Form von Bürgſchaftüber⸗ 
nahmen gegeben worden. Aus der Geringfügigkeit dieſer Summen 
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folgt, daß weſentliche Reibungen bei der Umſtellung auf die 
Kriegswirtſchaft nicht eingetreten ſind. — Die Bilanzſumme der 
Offa iſt von 823,2 Millionen Reichsmark auf 336,2 Millionen 
Reichsmark geſtiegen. Der ausgewieſene Reingewinn beträgt 
12,87 Millionen Reichsmark. Gewinnausſchüttung von 5 vom 
Hundert. 


Abſchluß der „Volksfürſorge“ für das Geſchäftsjahr 1939. Die 
Volksfürſorge Lebensverſicherungs⸗Aktiengeſellſchaft, Hamburg, 
die der Deutſchen Arbeitsfront gehört, hat im Geſchäftsjahr 1939 
erfolgreich gearbeitet. Die Zahl der Verſicherten iſt von 
5,2 Millionen auf rund 6 Millionen geſtiegen. Die geſamten 
Prämieneinnahmen ſind von 80,55 Millionen Reichsmark 
auf 99,93 Millionen Reichsmark geſtiegen. Die geſamte Ver⸗ 
ſicherungsſumme hat ſich von 1586,22 Millionen Reichs⸗ 
mark auf 1888,99 Millionen Reichsmark erhöht. In der Klein⸗ 
lebensverſicherung ſind 411117 Verſicherungen mit einer 
Verſicherungsſumme von 157,25 Millionen Reichsmark und in der 
Großlebensverſicherung 46552 Verſicherungen mit 
einer Verſicherungsſumme von 117,05 Millionen Reichsmark ab⸗ 
geſchloſſen worden. Die Geſellſchaft ſchüttet einen Gewinnanteil 
von 5 vom Hundert an die Anteilseigner aus. 


Vierfahresplan 


Preisregelung für Abfälle von Kunſtſeide und Zellwolle. Der 
Reichsbeauftragte für Seide, Kunſtſeide und Zellwolle hat durch 
Anordnung 2 12 vom 21. Auguſt 1940 die Preisaufſchläge beim 
Verkauf von Abfällen von Kunſtſeide und Zellwolle einheitlich feſt⸗ 
geſetzt und auch die Preiſe für die Bearbeitung und Verarbeitung 
dieſer Abfälle reichseinheitlich geregelt. Reichsanzeiger Nr 197 
bom 23. Auguſt 1940. 


Keiegswirtschaftliche Versorgung 
der Bevölkerung 


Lebensmittelzuteilung für die Zeit vom 23. September bis 
20. Oktober 1940. Für den Zuteilungs zeitraum 15 vom 
23. September bis 20. Oktober 1940 werden dieſelben Mengen 
Brot, Fleiſch, Fett, Nährmittel, Zucker, Marmelade und Milch aus⸗ 
gegeben wie für den vorangegangenen Zuteilungszeitraum. Alle 
Verſorgungsberechtigten erhalten eine Sonderzuteilung 
von 125 Gramm Kunſthonig je Perſon. Die Mar⸗ 
garineherſtellung und Margarinezuteilung, 
die in den Monaten Juli und Auguſt eingeſtellt waren, werden 
wieder aufgenommen. Die Zuteilung kann erſt in den 
beiden letzten Wochen des Zuteilungszeitraums erfolgen. Die 
Geſamtfettrationen bleiben unverändert. Die vorübergehende 
Zuteilung einer fünften Käſeration fällt fort. 
Speiſequark bleibt weiterhin markenfrei. Es werden mit Rückſicht 
auf ſpäter geplante Kaffeezuteilungen Nährmittelkarten 
für Verbraucher über 18 Jahren und für Verbraucher unter 
18 Jahren ausgegeben. Kinder bis zu 14 Jahren erhalten wieder 
eine Sonderzuteilung von 62,5 Gramm Kakao⸗ 
pu 105 er. Reis kann auf Nährmittelkarten nicht mehr bezogen 
werden. 


Verbrauchsregelung für Spiunſtoffwaren. — Zweite Reichs⸗ 
kleiderkarte. Die zweite Reichskleiderkarte gilt ab 1. September 
1940 für ein weiteres Jahr. Die alte Reichskleiderkarte behält 
ihre Gültigkeit bis zum 31. März 1941. Die zweite Reichs⸗ 
kleiderkarte enthält mit Ausnahme der Säuglingskleiderkarte ein⸗ 
heitlich 150 Punkte. Vom vollendeten dreizehnten bis 
zum vollendeten achtzehnten Lebensjahr erhalten 
Jugendliche auf Antrag, aber ohne Prüfung, eine Zuſatzkarte. 
Die Zuſatzkarte für Knaben enthält 50 Punkte, die für Mädchen 
40 Punkte. Durch die Erhöhung der Punktzahl der Kleiderkarte 
iſt eine Neubewertung der einzelnen Kleidungſtücke erforderlich 
geworden. Für wollene Kleidungſtücke iſt gegenüber früher 
eine etwas höhere Punktzahl erforderlich. Kunſtſeidene 
Gegenſtände können gegen eine kleinere Punktzahl als bisher 
bezogen werden. Die für die Beſchaffung der einzelnen Kleidung⸗ 
ſtücke erforderlichen Punkte ſind aus der Reichskleiderkarte und 
aus dem Katalog zur zweiten Reichskleiderkarte erſichtlich. Die 
nicht bezugsbeſchränkten Spinnſtoffwaren ſind in der Bekannt⸗ 
machung Nr 11 der Reichsſtelle für Kleidung und verwandte Ge⸗ 
biete (Reichsanzeiger Nr 198 vom 24. Auguſt 1940) zuſammen⸗ 
geſtellt. Die Reichskleiderkarte für Säuglinge enthält wie bisher 
90 Punkte. Für das zweite Kind werden 60 Punkte ſtatt bisher 
30 Punkte auf die Säuglingskarte zugeteilt. 


Neue Reichsſeifenkarte. Ab 1. Oktober 1940 wird eine neue 
Reichsſeifenkarte ausgegeben. Dieſe gilt nur für vier Monate. 


Die Zuteilung von monatlich einem Stück Einheitsſeife für alle 
Verbraucher und von einem Stück Raſierſeife für vier Monate für 
Männer bleibt unverändert. Die Waſchpulverabſchnitte von 
monatlich 250 Gramm werden in fünf Unterabſchnitte zu je 
50 Gramm unterteilt. Es ſoll dadurch insbeſondere die Abrechnung 
der Verbraucher mit den Waſchanſtalten erleichtert werden. 


Verkehr und Veranstaltungen 


Kölner Herbſtmeſſe voll belegt. Die Ausſtellungsräume für die 
Kölner Herbſtmeſſe vom 15. bis 17. September 1940 find feit 
Wochen voll belegt. Vielen Ausſtellern konnten Plätze nicht mehr 
zur Verfügung geſtellt werden. 


Herbſtmeſſe in Wien. Die Zahl der Ausſteller auf der Wiener 
Herbſtmeſſe vom 1. bis 8. September 1940 wird 2150 betragen 
gegenüber 1600 im Frühjahr 1940 und 1900 im Herbſt 1939. Die 
geſamte Ausſtellungsfläche beträgt 200 000 am. 


Neuer Gütertarif der Reichsbahn. Im September 1940 wer⸗ 
den einige Anderungen des Reichsbahn⸗Gütertarifs durchgeführt. 
Die Tarifentfernungen für die Oſtmark, das Sudetenland und die 
neuen Oſtgebiete werden nach den kürzeſten Wegen berechnet. 
Dadurch ergeben ſich beträchtliche Frachtverbilligungen. Der Regel⸗ 
gütertarif für Entfernungen über 900 Kilometer wird geringfügig 
erhöht. Es ſoll dadurch eine Umlagerung des Verkehrs 
von der Reichsbahn auf die Binnenſchiffahrt be⸗ 
wirkt werden. 


Poſtdienſt mit Elſaß⸗Lothringen. Die Gewichtsbeſchränkung 
für Briefe iſt aufgehoben worden. Außerdem werden Zeitungs⸗ 
druckſachen und gewöhnliche und eingeſchriebene Päckchen bis zu 
zwei Kilogramm zur Beförderung zugelaſſen. 


Poſtdienſt mit Spanien und Portugal. Ab 28. Auguſt 1940 
konnen wieder Geſchäftspapiere, Druckſachen, Warenproben, Miſch⸗ 
ſendungen und Päckchen nach Spanien und Portugal verſandt 
werden. Die bezeichneten Poſtſendungen mit Ausnahme der 
Päckchen find auch nach den ſpaniſchen und portugieſiſchen Kolonien 
zugelaſſen. 


Poſtdienſt mit Amerika. Nach Nordamerika, Mittelamerika, 
Südamerika, Island und Grönland können nunmehr auch Druck⸗ 
ſachen, Warenproben und Miſchſendungen über Sibirien und 
Japan verſandt werden. 


Regelung des Abſatzes von Weihnachtsbäumen für 1940. Die 
Reichsſtelle für Holz hat durch Anweiſung vom 21. Auguſt 1940 
angeordnet, daß die Beſtimmungen über die Regelung des Abſatzes 
von Weihnachtsbäumen im Jahr 1939 mit geringfügigen Ab⸗ 
weichungen auch für das Jahr 1940 gelten. Die Vorſchriften gelten 
auch in den Gebieten von Eupen, Malmedy und Moresnet. Reichs⸗ 
anzeiger Nr 196 vom 22. Auguſt 1940. 


Krankenanſtalten im Deutſchen Reich. Nach Mitteilung von 
„Wirtſchaft und Statiſtik“ ergibt ſich für das Jahr 1938 (ein- 


ſchließlich Oſtmark) das folgende Bild: 
Kranken⸗ planmäßige 


anſtalten Betten 
Allgemeine Krankenhäuſenr . . 309 375 979 
Anſtalten vorwiegend für tuberkulöſe Er⸗ 

wachſene e 28 112 
Anſtalten vorwiegend für tuberkulöſe Kinder 37 5174 
Anſtalten für kranke Säuglinge und Kinder 163 16 281 
Krüppelheilanſtalten mit ſtändiger ärzt⸗ 

licher Behandlung. e 44 8 278 
Augenheifanſtafen 96 3 576 
Anſtalten für Haut⸗ und Geſchlechtskranke 36 8 022 
Pflegeanſtalten mit ſtändiger ärztlicher Be⸗ 

handlung für chroniſch Kranke und Siehe 125 22 888 
Heil⸗ und Pflegeanſtalten für Geiſtes⸗ 

Krantke, ee 266 177 723 
Anſtalten für Schwachſin nige 54 20 616 
Heilanſtalten für neurologiſch Krank 59 3 393 
Heilanſtalten für Alkoholkranke und andere 

Rauſchgiftfüchnge 14 644 
Entbindungsanftalten . . 2 2. 2..2.2....236 11 239 
Gynäkologiſche Anſtalten oder Kliniken 112 2 981 
Sonſtige Fachanſt alten. 3955 12.093 
Krankenabteilungen i. Gefangenenanſtalten 98 35414 

Insgeſamt 4888 696 490. 
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